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3. Jahrgang

Franzöſiſche Forderungen.
akute Anſchlußfrage Ueberraſchender Alarm Anſchluß oder Donauföderation England gegen Italien und Frankreich Sauerweins

in da rderungen Artikel 80 des Friedensvertrages Der Kaufpreis für die Räumung Deutſche Rechtstitel Poincare in Orchies Er
e treitet die Franctireurs Verzicht auf den Kampf gegen die Kriegsſchuldlüge Das böſe Gewiſſen Der Fall Hörſing Marrx Austritt
iſon
vehls dem VReichsbanner Die amtliche Rüge Unſichere Haltung des Zentrums Hörſings Rücktritt Die kritiſche Abrüſtungskonferenz

ſür de

gelung Es war ſehr auffällig, daß vor etwa drei Wochen die
n Vent Quai d'Orſay naheſtehenden Blätter plötzlich über

ſtimmend die Anſchlüßfrage behandelten. Der fran
ſche Geſandte in Wien hatte im Auswärtigen Amt
z längere Unterredung, von der ſofort gemeldet wurde,
ſie ſich auf die bedrohlich gewordenen Beſtrebungen

Heſterreicher, eine engere Verbindung mit dem Reich
zugehen, bezögen. Ueblich iſt es nicht, daß über ſolche

itenven ernen Beſprechungen in den Aemtern die Preſſe ſofort
t ſoheh rrichtet wird. Wenn man hier von der Regel abwich,
3 We mußte das ſchon einen Grund haben. Man fragte ſich

M Wien und Berlin vergebens, zu welchem Zweck plötz
geht Alarmrufe ausgeſtoßen würden. Es hatte ſich nichts

tenvere ignet, was dazu Anlaß geben konnte. Die Krawalle
n An Schattendorf hatten noch nicht ſtattgefunden. Daß

Zuſammenhang mit ihnen einige Pariſer Blätter dieſe
nern age aufwarfen, war ſchon eher verſtändlich. Man fühlt
togent) der Seine, daß die jetzigen Zuſtände unhaltbar ge
te Sia rden ſind und weiß nicht recht, wie man Oeſterreich
rin den ſoll, ohne es die Gemeinſchaft mit Deutſchland ein
ter en zu laſſen, da weder England noch Jtalien etwas
eutſhe der Donauförderation wiſſen wollen. Erſt jetzt ſehen
ypotheh e klar. Herr Sauerwein hat im Matin und zwar
ahme M nſichtlich nicht ohne Auftrag die ganze Angelegenheit

eine eindeutige Formel gebracht. Deutſchland ſoll
willig auf den Anſchluß verzichten, wofür die Rhein

n Verl ng ſofort vorgenommen würde. Dabei gibt der
in ſelbſt zu, daß ſeit Locarno ein Recht auf die Be

tg), Ah ung der beſetzten Gebiete beſteht. Es handelt ſich alſo
eine neue Forderung, mit der man nachträglich den
trag von Locarno belaſten will.

e.

gleit du

in den

el Die Anſchlußfrage iſt im Artikel 80 des Friedensver
ges von Verſailles geregelt. Anter Verhöhnung des

intag der Entente zur Kriegsparole erhobenen Rechtes der
ſlker auf Selbſtbeſtimmung, iſt die Vereinigung der

e den ſtammverwandten Nationen verboten. Ausdrück-
aber iſt hinzugefügt, daß der Völkerbundsrat auf An

nd g hin dieſe Beſtimmung aufheben kann. Praktiſch
ehe n das nicht in Frage, da im Rat das Vetorecht jedes

e elnen Staates ausreicht, um einen Beſchluß zu ver
dern. Selbſt wenn Frankreich dieſes Veto nicht aus

chen würde, würde es von polniſcher oder italieniſcher
gte ite geſchehen. Es iſt daher nicht ganz erfindlich, wes

b man in Paris plötzlich dieſen Eifer bekundet. Offen
an du iſt man ſelbſt zu der Erkenntnis gelangt, daß für
tiſch ſterreich etwas geſchehen muß, wenn es nicht in ſich zu

ſmenbrechen ſoll. Zwei Möglichkeiten beſtehen dann:
b Uhr Anſchluß oder die Donauföderation. Gegen beides
r Bär eben ſich Widerſprüche. England will die engere Ver

dung mit Jugoſlawien, Rumänien, Tſchechoſlowakei
9 d Ungarn nicht dulden, weil es fürchtet, dann den Markt

werlieren. Namentlich die Tſchechen arbeiten billig.
n t Anſchluß wird aus politiſchen Gründen von Paris
zahlt d Rom, von Prag und Warſchau bekämpft. Dabei
gehen Oeſterreich weder leben noch ſterben. Kommt es

ihrer zu Krawallen, ſo verſuchen alle, ihre Anſchuld nach
gargre vweiſen, während die eigentliche Urſache der blutigen
rrad uhen in der wirtſchaftlchen Not des Landes liegt. Auf
nan Dauer werden die Mächte um eine Löſung nicht her
gäkommen. Weshalb wir für dieſe Löſung vor der Zeit

Seinſeitig verpflichten ſollen, bleibt das Geheimnis des
n Sauerwein und ſeiner Hintermänner.

Die Rheinräumung iſt eine Selbſtverſtändlichkeit.
ch dem Friedensvertrage hat die Befreiung der zweiten

e mit Koblenz am 10. Januar 1930, die der dritten
Mainz, der Pfalz und dem Saargebiet am gleichen
Be 1935 zu erfolgen. Darüber hinaus kann Frankreich
e Truppen nicht dort belaſſen. Für die unglücklichen
wohner ſind acht Jahre gewiß eine erſchreckend lange

js-ll. t. Aber man darf nicht vergeſſen, daß es ſich hier um
e Höchſtgrenze handelt. Rechtstitel genug beſtehen, um
e frühere Räumung zu erzwingen. Da iſt zunächſt der

erthet tikel 431 des Verſailler Vertrages, der ſie ausdrücklich
ſteht, falls Deutſchland ſeinen Verpflichtungen nach

ncrere ümt. Der Text läßt gar keinen Zweifel darüber, daß
htetwa die Erfüllung aller Beſtimmungen damit ge

o iſt, was auch unſinnig wäre, da ja unſere Zah
gsverpflichtungen noch gar nicht endgültig abgegrenzt
d. Es genügt vollig, daß wir den Willen zur Vertrags

Demokraten,

treue bekunden. Ferner beſtimmt Artikel 10 der Völker
bundsakte, daß jedem Mitglied die volle Souveränität
und politiſche An abhängigkeit gewährleiſtet iſt. Das be
deutet, daß Deutſchland mit dem Augenblick, da es Mit
glied wurde, die Zurückziehung der fremden Truppen for
dern kann. Wir haben alſo Waffen genug in der Hand,
und ſind nicht darauf angewieſen, dieſe Zugeſtändniſſe
eines Vertrages noch mit neuen Opfern zu erkaufen.
Wenn Herr Sauerwein jetzt offenbar mit Zuſtimmung des
Herrn Poincare, dafür den Verzicht auf den Anſchluß
fordert, ſo wird er nur den einen Erfolg haben, daß die
öffentliche Meinung in Deutſchland von der Reichsregie
rung verlangt, ihre Forderungen in Genf anzumelden.
Die Poſition Frankreichs iſt damit erheblich geſchwächt.

Während in Laeken, auf belgiſchem Boden Poincare,
offenbar mit Rückſicht auf die Gaſtfreundſchaft ſich äußer
ſter Zurückhaltung befleißigte, iſt er in Orchies, im Nord
departement deutlicher geworden. Wir haben wieder den
alten Poincare vor uns. Seine Rede war eine einzige
Herausforderung. Dieſer unglücklche Ort hatte im Sep
tember 1914 das Schickſal, von bayriſchen Truppen voll
ſtändig zerſtört zu werden. Poincare ſagt, Deutſchland
entſchuldige ſeine Grauſamkeiten immer mit der Legende
won Franctireurs. Schon das war eine Unverfrorenheit,
denn die Tatſache dieſer Franckireurs läßt ſich mit Ab
leugnung nicht aus der Welt ſchaffen. Die Nation hat
ſich ſogar dieſer feigen Helden immer gerühmt. Schon
1871. Zum Ueberfluß aber hat das bayeriſche Pionier
regiment, das Orchies vernichtete, ſich von franzöſiſchen
Geiſtlichen beſtätigen laſſen, welche Anmenſchlichkeiten von
ihren Landsleuten begangen worden ſind. Dreißig deutſche
Verwundete ſind dort verſtümmelt worden. Jn dieſem
Fall ſieht das Völkerrecht eine unbarmherzige Beſtrafung
wor. So bedauerlich ſie iſt, muß ſie doch geübt werden, um
abſchreckend zu wirken. Das weiß Poincare ſehr genau
Aber er lügt. Die Pariſer Preſſe ſelbſt hat zum größten
Teil nur ſehr zögernd von ſeiner Rede Notiz genommen.
Jn dem Augenblick, wo neue Verhandlungen über Ver
ſtändigung im Gange ſind, waren dieſe Ausführungen
eine bewußte Sabotage.

Der kleine Advokat von BarleDuc iſt weiter ge
gangen. er hat wieder die Kriegsſchuldfrage aufgewor
fen, die ihn dauernd beſchäftigt. Wir fühlen ihm dies
mach, denn er ſelbſt ſteht und fällt mit ihr. Er ſprach von
Verſöhnung, von einer Annäherung, die unerläßlich ſei,
aber er verlangte als Vorbedingung, daß Deutſchland end
gültig ſeine Verurteilung in Verſailles hinnehme. Dann
ſolle man die ganze Kriegsgeſchichte in die Archive ver
weiſen Das wäre ſehr bequem, wir ſind aber umgekehrt
der Meinung, man ſolle erſt einmal die Archive der

führt Eure Kinder der

Demokratiſch
Jugend

zu.

Kriegsgeſchichte öffnen, was aber ſicher für Herrn Poin
care einige Peinlichkeiten mit ſich brächte. Das ganze
deutſche Volk iſt hier einig. Wir können den Schimpf von
Verſailles nicht auf uns ſitzen laſſen, und wir denken gar
micht daran, Herrn Poincare Zuliebe der geſchichtlichen
Forſchung Schwierigkeiten zu bereiten. Wenn er ein
gutes Gewiſſen hätte, ſo könnte er dieſe Erörterungen
kühler und gelaſſen mit anſehen, als es der Fall iſt. Aus
den veröffentlichten Briefen des damaligen ruſſiſchen Bot
ſchafters in Paris Jswolskis und den Aufzeichnungen der
beiden franzöſiſchen Botſchafter in Petersburg Louis und
Paleogue kennen wir einigermaßen die Rolle, die er da

Japan und die Angelſachſen Weltfrieden ä la baiſſe.
mals geſpielt hat. Man begreift vollkommen, weshalb er
gern die Erörterung abbiegen möchte.

Die öſterreichiſchen Krawalle haben nicht nur im
eigenen Lande, ſondern auch bei uns ein Nachſpiel ge
habt. Der Fall Hörſings wirkt ſich politiſch aus. Die
Gründung des Reichsbanners war zweifellos ein bedeut
ſames Verdienſt um die Konſolidierung Deutſchlands.
Erſt die Schaffung dieſer Organiſation, die ſehr raſch einen
gewaltigen Amfang einnahm, ermöglichte es den Repulb
likanern, ſich öffentlich zu zeigen, und den Staat gegen
ſeine Angreifer rechts und links zu ſchützen. Das bloße
Vorhandenſein genügte, um dieſe Gefahren zu beſchwören.
Daß die gegneriſchen Verbände ſich zurückentwickelten und
namentlich bei den Völkiſchen eine Schrumpfung eintrat
iſt micht zuletzt auf das Auftreten des Reichsbanners zu
rückzuführen. Auch für die Provinz Sachſen hat die
Energie Hörſings nach den ſchweren Kämpfen des Jahres
1920 Ruhe und Ordnung bedeutet. Dieſe Anerkennung
bleibt ihm gewiß. Leider aber hat er nicht das Finger
ſpitzengefühl gehabt, das der Leiter eines ſolchen Verban
des unbedingt notwendig hatte. Es war ſchon ein ſchwe
rer Fehler, daß er beim Einzuge Hindenburgs das Reichs
banner von der Begrüßung zurüchhielt, während jeder
demokratiſch empfindende Bürger ſich ſagen mußte, daß dieSHulbigung dent von deutſchen Volk durch Mehrheitwillken e
gewählten Reichsoberhaupt unbedingt zukam. Demokra
tiſche Kreiſe haben damals aus ihrem Mißfallen kein Hehl
gemacht und die Parteileitung hat zur Beflaggung auf
gefordert. Jetzt hat er durch ſeinen Aufruf zu den Wie
ner Krawallen eine Kriſe herbeigeführt. Die Parteien
pflegen ja häufig den Bruderparteien in anderen Län-
dern zu Hilfe zu kommen. Sie tragen aber keine Ver
antwortung. Ganz anders ſtand es mit dem Reichsban
ner. Herr Marx und der Finanzminiſter Dr. Köhler ge
hörten dem Vorſtand an. Damit verbot ſich eine Ein
miſchung in die Angelegenheiten. Sobald ſich Herr Seipel
beſchwerte, blieb dem Kanzler gar nichts anderes übrig
als auszutreten und Hörſing öffentlich zu rügen. Auch
ein ſozialdemokratiſcher Kanzler hätte kaum anders han-
deln können, um den Gang der Außenpolitik zu beein-
fluſſen.

Herr Hörſing überſah noch ein zweites. Das Reichs
banner iſt keine ſozialdemokratiſche Einrichtung, konnte
alſo auch nicht einſeitig für die Wiener Genoſſen ein
treten. Außer den Demokraten iſt das Zentrum noch im
ihm wertreten, und das ſieht in den chriſtlichen Sozialen,
gegen die ſich ja die Kundgebung richtete, eine weſens
werwandte Partei. Wir wiſſen noch nicht, ob das Zentrum
allgemein Herrn Marx folgen wird. Hervorragende Mit
glieder haben jedenfalls ihrem Anwillen ſchriftlich und
mündlich Ausdruck gegeben. Sie müſſen jetzt befürchten
daß ſie die Kriſe in die eigenen Reihen tragen, wenn ſie
bleiben. Herr Wirth und Herr Joos werden naturgemäß
anders darüber denken als Herr Marx, aber vom Stand
punkt der Partei aus betrachtet, droht damit der alte
Zwieſpalt, der eben erſt verkittet wurde, wieder auszu
brechen Hörſing hat aus der Reichsrüge, die mit preu
ßiſcher Zuſtimmung erteilt wurde, die Folgerungen gezogen
und als Oberpräſident abgedankt. Das war logiſch, aber
micht praktiſch, als Verwaltungsbeamter hätte er bleiben
können. Auch Herr Dr. Hergt iſt noch Miniſter, obwohl
er öffentlich wegen ſeiner Beuthener Rede gerüffelt wer
den mußte. Dafür hätte er lieber an die Spitze des
Reichsbanners eine mehr ausgleichende Perſönlichkeit
bringen ſollen.

Die Abrüſtungskonferenz befindet ſich wieder einmal
im Sterben. Die Amerikaner können die engliſchen Vor
ſchläge nicht annehmen, die ja im weſenthichen darauf
hinauslaufen, die brittiſche Seeherrſchaft für alle Zeiten
ffeſtzulegen. Den Engländern iſt ein Entgegenkommen
erſchwert, da die Mehrheit des Unterhauſes konſervativ
d. h. imperialiſtiſch iſt. Dazu kommt die Annäherung an
Japan, die in der neuen Welt als ein Verrat an der wei
ßen Raſſe betrachtet wird. Das Ergebnis iſt dann nicht
Abrüſtung, ſondern Aufrüſtung und neue Kriegsgefahr
Dazu brennt noch das Oellämpchen. Der Kampf zwiſchen
den Petroleumkonzernen verſchärft den Konflikt. Die
Ausſichten für den Weltfrieden ſtehen wieder einmal

a la batſſe. Richard Ma y.
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Hörſings Nückeritt.
Die Gegner Otto Hörſings hatten zwei Ziele

wollten den Reichsbannerführer beſeitigen und den Oberprä
ſidenten. Jetzt iſt der Reichsbannerfihrer geblieben,
Oberpräſident ſcheidet aus ſeinem Amte. Dieſe Löſung eines
Konflikts, in den ſich Otto Hörſing durch ſeine draäufgängeri
ſche Politik gebracht hat, dürfte ſeinen Wiederſachern nicht
genügen. Wenn der Reichsbannermann Hörſing ſich jetzt mit
Dem ganzen Temperament, das ihm zur Verfügung ſteht, der
großen Organiſation wirdmet, die er geſchaffen hat und die
ihm ans Herz gewachſen iſt, dann wird der Kampf gegen ihn

weitergehen. Und Kampf gegen Hörſing bedeutet quch Kampf
gegen das Reichsbanner. Beide will man zugleich treffen. Das
wird Herr Hörſing ſich ſagen müſſen, wenn er ſich jetzt mit
ſeiner ganzen Perſon für die Schutztruppe der Republik ein
Jetzt

Wer ſeine Arbeit mit Handſchuhen anfaßt, bekommt keine
ſchmutzigen Hände. Hörſing iſt nicht der Mann, der Hand
ſchuhe trägt. Er hat ſie nicht tragen können, als er noch Grob
ſchmied war, er hat ſie auch nicht angezogen bei ſeinem politi

ſchen Werk. Das verübeln ihm diejenigen, die auf gute,
Gäußere Formen halten, aber Hörſing war ſtets der Meinung,
daß die Sache der Form voran zu gehen habe. Er war nie
ein Mann, der Zugeſtändniſſe machte, wenn er ſich einen be
ſtimmten politiſchen Willen gebildet hatte. Man ſoll heute
micht ſagen, daß das ſeine Schwäche ſei. Einen ſolchen un
weugſamen politiſchen Willen brauchte der neue Staat, als
Hörſing in der Zeit der nationaliſtiſchmonarchiſtiſchen Hochflut
Daranging, den Damm des Reichsbanners aufzurichten. Es iſt
das Kennzeichen dieſes Mannes, daß er ſtets zuſchlägt, wenn
es ihm notwendig erſcheint. Oft genug hat er dabei klaren
Blick gezeigt. Die deutſchnationale Hetzmeute, die ihm jetzt
auf den Ferſen ſitzt, ſollte nicht vergeſſen, daß es der Reichs
Kommiſſar Hörſing war, der nach dem Kriege Oberſchleſten
Hegen polniſche Einfälle geſichert. hat. Viele ſeiner Feinde,
Die ſchon lange über ihm den Stab gebrochen haben, ſaßen
Damals hinter dem warmen Ofen.
n dem Magdeburger Kriminalfall Haas- Schröder eingegrif
Fen, als es den Anſchein hatte, daß ein Juſtizmord daraus
werde. Auch hier haben die Tatſachen dem einfachen Mann
mit dem großen Verſtande Recht gegeben. Jmmer ſind dort
wo Hörſing gehobelt hat, Späne geflogen. Solch einen gkti
wen Republikaner ſchähte man auf der Rechten nicht.

Aber Hörſing hat nicht nur gehandelt, ſondern hat auch
Serxredet, und ſeine Reden waren nicht immer ſo ſicher geformt
wie ſeine Taten. Vor einem Jahre bereits erklärte Hörſing,
Daß er unter Umſtänden auf ſein Oberpräſidentenamt verzich
ten werde, zugunſten ſeiner Führerſchaft im Reichsbanner.
Seitdem hat faſt jede ſeiner Reden Anſtoß erregt und nun
glaubte er, daß ſeine Stellungnahme gegen die öſtreichiſche Re
gierung und gegen die öſterreichiſche Polizei anläßlich des Wie
mer Aufſtandes, zu viel Schwierigkeiten bringen werde. Des

ſtet durch fte, dem
sbann Tatbereitſchaft erhalten, ſelbſt wenn Herr

Mart, der ſeinen Präſidentſchaſtswahlkampf nur mit Hilfe des

Reichsbanners durchführen konnke, ihm den Rücken kehrt.

Reichsbanner und Parteien.
Bei den Rechtsparteien herrſcht helle Freude. Der
Rücktritt Hörſings vom Poſten des Oberpräſidenten, der
Austritt des Reichskanzlers aus dem Reichsbanner
das ſind Vorgänge, die mindeſtens die Hoffnungen wie
der beleben, daß die überparteiliche Organiſation, die das
Reichsbanner darſtellte, jetzt geſprengt werden könne. Die
Klamaukpolitik der Rechtsparteien, die man immer dann
beobachten konnte, wenn es ſich darum handelte, Gegen
ſätze zwiſchen Zentrum und den anderen republikanſiſchen
Parteien zu erweitern, iſt auch jetzt wieder in wollem
Gange. Wie bei den Konfliktem zwiſchen Preußen und
Dem Reich glaubt man auf der Rechten auch jetzt Erfolge
mit dem Syſtem erreichen zu können, jede Meinungsver
ſchiedenheit zu übertreiben und dadurch dem Zentrum

Sie

Und dann hat Hörſing

allmählich die Uebergeugung zu ſuggerteren, daß es mit
links überhaupt nicht mehr geht.

Aber ſoweit dieſes Syſtem auf das Reichsbänner an
gewandt wird, dürfte es Mißerfolg häben, wenn alle an

der Dem Reichsbanner ſelbſt beteiligten Faktoren genügende
Ruhe und Mäßigung bewahren Der Schritt des Reichs

kanzlers iſt ja eine rein perſönliche Aktion. Daß man im
Zentrum nicht daran denkt, die Bindungen mit den an
deren Weimarer Parteien auſzugeben, hat die erſt vor
hürzem erfolgte Gründung eines Vereins der republika
miſchen Preſſe gezeigt, zeigt darüber hinaus die Haltung
des preußiſchen Zentrums. Man darf überdies bei den
Rechtsparteien nicht vergeſſen, daß der Wahlkampf ſo
wohl um den Reichstag wie um den preußiſchen Landtag
wie auch um die Vertretungen zahlreicher preußiſcher
Städte und Gemeinden das ganze nächſte Jahr beherr-
ſchen wird, und daß dabet dem Reichsbanner eine her
worragende Rolle zufallen dürfte. Für dieſen Wahlkampf

aber die Mitwirkung im Reichsbanner aufzugeben, wird
auch Reichskanzler Marx nicht beabſichtigen, ſelbſt wenn
er für ſeine Perſon aus manchen Zuſammenſtößen der
letzten Zeit perſönliche Konſequenzen gezogen hat, die ſich
bei etwas engerer Fühlungsnahme wohl hätten vermei
den laſſen. Denn es muß feſtgeſtellt werden, daß die
Politik des Reichsbanners umſo mehr im Sinne der Ge
ſamtheit der republikaniſchen Parteien beeinflußt werden
kann, je ſtärker ſich die Führer des Zentrums und der
Demokraten für die Organiſation intereſſieren und umſo
weniger, wenn ſie Abſtinenzpolitik treiben

Allerdings muß auch dem Reichsbanner Vorſicht und
Zurückhaltung empfohlen werden, damit die bürgerlichen
Politiker, die ihm angehören, nicht zur Abſtinenzpolitik
gedrängt werden. Der Bundesvorſitzende Hörſing hat auf
der Magdeburger Tagung die Aufrechterhaltung des über
parteſlichen Charakters zugeſagt. Er wird ſich für die Zu
kunft an dieſe Zuſage erinnern müſſen und mit ihm die
Sozial demokratiſche Partei. Aus den Vorgängen bei der
Bildung des jetzigen Rechtskabinetts, aus den Verhand
lungen über die große Kogalition, die an der Haltung der
Soßzicldemokratie ſcheiterten, müßte man im ſozialdemo-
kratiſchen Lager gelernt haben, daß Rückſichtnahme auf
jene bürgerlichen Parteien, mit denen man Jntereſſen
gemeinſchaft hat, politiſch und parlamentariſch zweckmäßi
ger iſt, als ſelbſtgewählte Jſolterung, die nur der Rechten
nützt. Dieſe Erkenntnis muß auch bei dem Reichsbanner
und ſeinem Bundesvorſtand anerkannt werden, damit im
überparteilichen Sinne zugunſten der Republik und der
Geſamtheit der republikaniſchen Parteien die Arbeit fort
gehen kann.

HöpkerAſchoff über
Finanzbolitik.

e

Der preußiſche Finanzminiſter Dr. Höpker Aſchoff ſprach
in mehreren überſüllten Verſammlungen der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei in Soeſt und Hamm und machte unter dem
ſtärkſten Beifall aller Anweſenden folgende Ausführungen

Die deutſche Geſamtwirtſchaft iſt heute wie der Kohlenab
ſatz, die Eiſenerzeugung, die Verkehrsziffer der Eiſenhahn, der
Rückgang der Arbeitsloſigkeit beweiſen, in einer auſſteigenden
Entwicklung Nur die Entwicklung des Außenhandels nimmt
an dieſer Entwicklung noch nicht teil. Die Ausfuhr weiſt keine
Steigerung auf. Die Einfuhr überwiegt. die Ausſuhr, die
Handelsbilanz iſt ſeit Monaten paſſiv. Wir bezahlen den Ein
fuhrüberſchuß mit den im Ausland aufgenommenen Anleihen.
Dieſe Entwicklung muß ſorgfältig beobachtet werden. Die Hil
fe des Auslandes iſt notwendig für unſeren Wiederaufbau,
aber was wir jetzt vom Ausland bekommen, muß einmal dem
Ausland zurückgegeben werden. Die Notwendigkeſt, damit
die Ausſuhr zu forcieren, kann zu einer Senkung der Lebens
haltung des ganzen Volkes führen. Jn der Aufnahme von
Auslandsanleihen iſt daher ſtarke Zurückhaltung geboten. Die
Beratungsſtelle iſt nicht zu entbehren. Ebenſo notwendig iſt

e Die kommende Sten re rn e

es, das vom dem Reichswirtſchaftsminiſter aufgeſtellte
gramm, Senkung der Zollſchranken, Abſchlüſſe langfrif
Handelsverträge auch durchzuführen. Die jetzt beſchle
Zollerhöhung ſteht damit ſchlecht in Einklang und darum
auch die preußiſche Regierung ihr widerſprochen. Der
talbedarf der Wirtſchaft kann nur begrenzt befriedigt we
Verfehlt wäre es, für den Mittelſtand ein neues Reichs
inſtitut zu ſchaffen. Die Vermehrung der Jnſtitute bed
nicht Vermehrung der Kapitsals. Die preußiſche Kaſſe iſt
zu berufen, dem gewerblichen Genoſſenſchaſtsweſen den e
derlichen Rückhalt zu geben. Sie führt den Gewerbegent
ſchaften ſchon heute 200 Millionen Kredite zu. Auch
preußiſche Stagtsbank hat es ſich zur Aufgabe geſetzt, durch
Verbindung mit der Girozentrale den Sparkaſſen Kredit
den gewerblichen Mittelſtand zuzuführen.

Der Miniſter ging dann auf die Belaſtung der
ſchaft mit Steuern und die kommende Steuerreform ein.
Statiſtik von 1925 zeigt, daß die Steuereinnahmen von
bis 1925 um im Düurchſchnitt 148 Prozent geſtiegen ſind
Reich 161 Prozent, in den Ländern um 208 Prozent un
den Gemeinden um 109 Prozent. Dieſe Zahlen gaben
ein falſches Bild von der Steigerung; der Ausgaben, we
nicht berückſichtigen, daß die Länder, vor allem Preußen l
Erxſatz für die fehlenden Eiſenbahnüberſchüſſe ſchaffen mi
und daß den Ländern und Gemeinden die Einnahmen aus
Hauszinsſteuer inſoweit nicht zur Verfügung ſtehen, al
für die Neubauförderung verwendet werden. Zählt man

Eiſenbahnüberſchüſſe den Einnahmen von 1913 zu und re
man die Hauszinsſteuer einmal, ſoweit ſſe für die Neuba
derung zu verwenden ſind, von den Einnahmen von 1927
ſo beträgt die Steigerung der Einnahmen bei den Län
nur 122 Prozent und bei den Gemeinden nur 88 Prozent.
Verbrauch an Steuereinnahmen erklärt ſich in Preußen
los dadurch, daß uns 150 Millionen Eiſenbahnüberſchüſſe
len, und daß wir für die Schule 220 Mällionen und für
Polizei 140 Millionen Mehrausgaben haben. Die St
reform iſt zu begrüßen. Sie vereinfacht die Verwaltung
dem ſie die Feſtſtellung der Einkommenſteuer, Vermö
ſteuer, Grundſteuer und Gewerbeſteuer einer Stelle, e
beim Finanzamt zu bildenden Ausſchuß übertnägt, an dem

Vertreter der Gemeinden und der allgemeinen Verwal
mit Sitz und Stimme teilnehmen

Wenn die Reform weiter vorſieht, daß die Hauptſt
ſätze für die Reichsſteuer von reichswegen beſtimmt und
Finanzamt feſtgeſtellt wird ſo iſt das auch ein Fortſa
Man muß aber den Gemeinden die Erhebung der Länder
Gemeindeſteuer und die Ueberwachung der Erhebung i
tragen, man muß ihnen die Freiheit überlaſſen, die verſch
nen Arten der Grundvermögens- und Gewerbeſteuer und L
ſummenſteuere in verſchiedenem Maße je nach der Struktur
Gemeinde zu den Steuern heranzuziehen. Die preuſ
Staatsregierung hat in ihrer Skeuerpolftik ſtets auf den
telſtand Rückſicht genommen, Beſonders bei der Feſtſtel
der Grundſteuer und der Gewerbeſtenter, und ſie wird ar
Zukunft auf den Mittelſtand Rüchſtcht nehmen, weil es
ſtaatspolitiſche Notwendigfeit iſt. den Mittelſtand zu
und zu fördern.

Landtagswahlen im Herbſt.
Um den Termin der Preußenwahlen 1928.

Während der Winter 1926 auf 1927 nur we
Wahlen in den deutſchen Ländern gebracht hat
Sachſen und Thüringen mußten ihre Landesparlam
erneuern), ſtehen für den kommenden Winter Neun
len in zahlreichen Einzelſhaaten bevor. Den Anfang en
Mitte Oktober die Freie und Hanſeſtadt Ham burg
nach dreifährigem Turnus ihre Bürgerſchaft zu erne
hat. Jhr folgt im November die hanſeatiſche Schwe

a

republik Brem en. Jm gleichen Monat finden die L
tagswahlen in Heſſen und Braunſchweig

Die Braunſchweiger Wahlen ſind deshalb von beſond
Jntereſſe, weil hier die letzte reine Rechtsregierung
ihr Leben kämpft, nachdem die gleich zuſammengeſe
Regierungen von Anhalt
Schwerin bereits haben abtreten müſſen. Am Ende

Ein ehrlicher Chronfft.
Roman und Republik

Es iſt auffallend, daß ſchon der Krieg von 1870 71 bei
uns in Deutſchland einen wirklich künſtleriſchen Ausdruck
kaum geſunden hat. Die beſten Kriegsſchilderungen won
damals ſchrieb Liltencron. Jn ſeinen kleinen Skizzen iſt
dieſer Krieg wirklich geſtaltet worden, ſonſt aber haben die
deutſchen Dichter, ja die Künſtler überhaupt, verſagt. Was
ſich nach 1870 gezeigt hat, das hat ſich in dieſem Weltkrieg
wiederholt. Wir haben unendlich viel Barden erlebt, die
wom Schreibtiſch aus ihre Heldengeſänge ertönen ließen,
und die den Krieg ſchilderten, daß denen, die dieſe Schil
derungen im vorderſten Graben laſen, manchmal ſpei
übel wurde. Dieſes Kriegserleben iſt ſo groß geweſen,
daß es nur ganz wenigen gelungen iſt, einen Eindruck
dieſes Erlebens zu vermitteln. Vielfach war das Erleben
zu groß, und das Schweigen gegenüber dem Kriegserleb
mis war ein Schweigen der Ehrfurcht. Es fehlt aber viel
ſſach auch an der Ehrlichkeit. Während des Krieges war
Ehrlichkeit zum Schweigen verurteilt, und erſt jetzt ſcheint
es an der Zeſt zu ſein, daß an die künſtleriſche Geſtaltung
dieſer Schickſalsjahre gedacht werden kann. Jmmer wie
der aber muß das eine geſagt werden: Mit falſchen Phra
ſen wird man dieſer ſchickſalhhaften Zeit nicht beikommen
können. Nur mit dem größten Willen zur Ehrlichkeit
nach der menſchlichen und der künſtleriſchen Seite Hin
werden unſere Künſtler ein Abbild dieſer Zeit ſchaffen
können.

Hermann Anders Krüger hat ſich an die große
Aufgabe der Zeitgeſtaltung herangemacht. Jhm als einen
Meiſter des Entwicklungsromans lag es nahe, Menſchen
entwicklung in dieſer wilden Zeit zu formen
dert auch nicht Dinge, die er nicht erfühlt hat, ſondern er
ſchildert aus eigenem Erleben. Er iſt ein ehrlicher Chro

Er ſchil

miſt der Zeit, und ſein neuer Roman Die ſieben
Rudel (Grethlein und Co., Leipzig Zürich) iſt dar
um guüch ein ehrhiches Zeitdokument. Herman Anders
Krüger iſt es gegeben, verwandte Töne bei Gleſchgeſtimm-
ten anſchlagen zu laſſen. Er erzählt die Geſchichte von
ſieben thüringiſchen Paſtorenkindern, die in Freud und
Leid zuſammengeſtanden haben. Er ſchildert ihr Leben
im alten Reich, im Weltkrieg, und er zeigt den Weg, den
ſie in der Republik gegangen ſind, den Weg, der ſie zur
Republik führte. Jnſofern iſt dieſer Roman auch ein
Roman der Republik und ein Roman für die Republik.
Es iſt aber kein Tendenzroman in dem üblichen Sinne.
Der Dichter ſcheut gewiß nicht davor zurück, die Verfalls
erſcheinungen des Kaiſerreiches zu ſchildern. Jn dieſem
Roman iſt Kritik gewiß, aber dieſe Kritik iſt poſitive
Kritik, in dieſem Roman iſt lebendig der Wille zum Volk,
und das macht dieſes Werk überaus wertvoll.

Packend iſt u. a. jene Szene, in der Herman Anders
Krüger den Eindruck ſchildert, den die Anterzeichnung des
Verſailler Vertrages auf die ſieben Räudel gemacht hat.
Einer der Räudel, ein Frontkämpfer und Biologieprofeſ
ſor ſaßt dann dieſen Eindruck ſo zuſammen: „Kopf hoch,
liebe Freunde! Traurig mag dieſe Zeit ſein, aber ſie iſt
doch woller Leben, ſie hat ihre Größe, weit mehr als die
ruhigen Durchſchnittszeitalter, in denen die Nationen meiſt
nur Philiſter erzeugen. Wir zeugen und erzeugen Kämp
fer Und Ringer, die vielleicht tauſendmal irren, aber
ſchließlich doch ſtegen werden, freilich nicht auf Schlachtfel
dern, ſondern im Wettkampf ſchaffender Kultur. Auch
wir ſieben Räudel ſind nur ſieben ſchwache Menſchlein ge
weſen, aber doch eine kleine geſchloſſene Einheit von
feſtem Willen und von mannigfachen K en geworden.
Geſunder, kraftvoller Familienſinn als kleinſter Kern der
Geſamtheit muß hinein wachſen in ſtarkes Volkstum;
Volkstum muß münden in edelſtes Menſchentum. Dar-

über laßt uns jetzt nachdenken und reden, aber uns
mehr die Seele zermartern mit dieſem entſetzlüch r
Gewaltfrieden, der nur ein Jrrtum und darum auch
ein Durchgang ſein kann.

Und zum Schluß des Romans wird dann die T
feier eines der ſieben Räudel geſchildert, eines Man
der im Kriege als Fliger Hervorragendes leiſtete, der
auch erſt auf der Seite der Widerſtrebenden ſtand, un
in ſeinem lehten Kampf gegen Aufrührer zur Rep
kam und ſich für ſie opferte. Jn dieſer Totenrede für
Räudel Theoderich Enequiſt läßt Herman Anders Kr
ſeinen Kameraden ſo ſprechen Das ſchlechte Beiſpiel
Oberen hat wie immer verhängnisvoll und anſteckend
die Anteren gewirkt. Anſer Volk wird noch Jahr
daran kranken und ſich darum verzehren in Haß und
tracht. Es iſt unendlich leicht, auch meiſt vorteilhaft,
micht ſonderlich vuhmvoll, mit der ſiegenden Mehrhe
gehen. Es iſt an ſich wohl ehrenhaft und charakte
unter ihr Joch ſich nicht zu beugen und liebend oder t
am Alten ſeſtzuhalten. Aber wenn die neue Staates
nun einmal zur zwingenden Not wendigkeit geworde
und von der überwältigenden Majorität des Volkes
drüchlich gebilligt in einer neugeſchaffenen und nicht
gezwungenen Verfaſſung beſtädigt und vrdnungsge
durchgeführt worden iſt, dann gibt es für alle beſonn
Gegner doch nur eine Pflicht, dieſe Verfaſſung wenig
zu achten als den neuen Willen und das neue Sch
der Natton, und ſie zu ſchützen gegen Amſturzverſuche
rechts wie links. Wir müſſen alle endlich heraus aus
Klaſſenegotismus, müſſen endlich auch ſoziale Kultur
winnen, die nun einmal damit beginnt, gerade die V
genoſſen, die einem auf die Nerven fallen, in Nac
und Geduld zu ertragen, um mit ihnen fürs Ganz

ſchaffen und ſie dabei ſchließlich in allein wertvwol
Volks liebe verſtehen zu lernen.“

Thüringen und Mecklenl
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et nters folgen dann zwei beſonders wichtige Landtags
ſo on hlen, nämlich in den beiden größten ſüddeutſchen Län

t n Bayern und Württember g. Die Wahlen
und di ſind für Ende März oder Anfang April zu erwarten,

n d hdem die dortigen Landesparlamente im Frühjahr
ſtiedigt noch unter dem Einfluß der Jnflationsereigniſſe zu

gewählt worden waren. Auch hier ſind die won den
tſchnationalen mit beeinflußten Landesregierungen
gusgeſprochener Verteidigungsſtellung gegenüber dem
ſturm der Mitte und der Linken Die Einzelwahl
ehniſſe in den verſchiedenen Ländern werden für die

Ah amtheit des Reiches nicht nur dadurch von Wichtigkeit
t daß ſie ſehr wahrſcheinlich vielfach eine Aenderung
der Zuſammenſetzung der Landesregierungen zuun
ſten der Rechten zu Folge haben werden, ſie werden

ung da allem auch als wichtige Stimmungsſymptome für den
n sfall der Reichstagswahlen gewertet werden, die am
ginn des Winters 1928 ſtattfinden müſſen.

kiegen i Der Termin der Preu ßenwahlen, die im Jahre
Pro ſtattfinden müſſen, iſt noch nicht beſtimmt. Wie ver
len gab tet, wird in beſtimmten Kreiſen erwogen, die Preu
ben h wahlen einige Wochen vor den Reichstagswahlen
Preuß ls der Reichstag ſein natürliches Ende findet
ſhaffen ktfinden zu laſſen. Eine etwaige Vorverlegung der

eußenwahlen wird u. a. damit begründet, daß dieſer
Mhlkampf im beſonderen im Zeichen der preitßiſchen

alitionsarbeit ausgefochten werden ſoll. Die preußiſche
alitionsarbeit hat ſich bewährt und infolgedeſſen kön
z die Parteien der jetzigen Regierungskoglition mit
tem Gewiſſen in den Wahlkampf gehen. Praktiſche
ünde ſprechen aber ſehr erheblich gegen eine geplante
rverlegung. Die Gefahr einer Verzettelüng iſt vorhan

und es iſt ein unertäglicher Zuſtand, wenn wenige
ochen ſpäter, nachdem in nahezu zwei Dritteln des
iches zum Preußiſchen Landtag gewählt worden iſt, die
ichstagswahl folgen ſollte. An einer ſolchen Zerſplit
ung kann bei ernſter Prüfung keine Partei ein Jnter
haben, und es iſt deshalb zu hoffen, daß die Preu
wahlen mit den Reichstagswahlen gemeinſam ſtatt
den werden.

Die Deutſchnationalen und die
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n m Kleinrentnerverſorgung.
in Ferſſ Die Tatſache, daß die demokratiſche Reichstagsfraktion ein
t Lände M itiativgeſetz über Rentnerverſorgung eingebracht hat, erregt
hebung deutſchnationalen Kreiſen erhebliches Anbehagen, und zwar

die v gutem Grunde Vor dreiviertel Jahren haben nämlich
uer ind Deutſchnationalen ſelbſt einen äußerſt mangelhaften Geſetz
Sturm wurf eingebracht, aber obwohl ſie die ausſchlaggebende Re
e pulſ rungspartei ſeit einem halben Jahre ſind, haben ſie es nicht
auf du e nötig gehalten, die Behandlung dieſer Entwurfes in ir
r Feſlid einer Weiſe parlamentariſch zu fördern. Verteuerung
wird a shaltung der Zölle und reaktionäres Schulgeſetz wa
veil es eben dringe e

zu en

k ihrerſeits die Initiative ergreifen und ſucht nachzu
iſen, daß der demokratiſche Geſetzentwurf von dem der
ütſchnationalen gar nicht unterſcheidet. Der Wert einer
hen Kritik läßt ſich am beſten aus der Tatſache erkennen,
dieſe angeblichen parlamentariſchen Kreiſe bei ihrer Zu
ift, die vom 22. Jult ſtammt, den demokratiſchen Geſetzent
erf gar nicht kannten. Am ein etwaiges Herumreden um
ſe blamable Tatſache von vornherein unmöglich zu machen,
len wir feſt, daß das demokratiſche Jnitiativgeſetz an dieſem
ge noch gar nicht im Druck vorlag und außer den Partei

t.
1928,

nur W
t hat
esparlan

ter Man

Anfang

m burg

z ein kanzen niemand bekannt war. Wenn die Deutſchnationa
he h ſich ſpäter die Mühe nehmen ſollten, außer der kurzen
en die haltsangabe, die bisher von der Preſſe gebracht wurde, ſich
weig W Geſetz ſelbſt anzuſehen, ſo werden ſelbſt ihre politiſchen
m beſſ ſo oft verſchleierten deutſchnationalen Augen ſehr bald den
regierin valtigen Anterſchied erkennen, den der demokratiſche Ent
eng erf zugunſten der Renkner im Verhältnis zu ihrem Entwurf
Medln weiſt und ſchon gelegentlich der Septembertagung des
im Cid ichstags werden die Deutſchnationalen zeigen können, ob

ihnen tatſächlich ernſt iſt mit einer wirklichen Hilfe für die
einrentner und zwar dadurch, daß ſie der parlamentariſchen
handlung des demokratiſchen Geſetzes auf dieſer September
ung und dem Geſetz ſelbſt zuſtimmen. Wer die Einſtellung
Wutſchnationalen kennt, wird freilich nach wie vor die Be
chtung hegen, daß die Zerſchlagung der deutſchen Volksſchule

her un

Hehl
pum all

m de die Deutſchnationalen ein dringenderer Beratungsſtoff für
nes Septembertagung ſein wird, als eine durchgreifende Hilfe
tete, di die Kleinrentner

tand
Die Handelsverträge.

Die erſten ſechs Monate dieſes Jahres haben der deut
n Außenhandelspolitik keine übergroßen Erfolge gebracht.

Nur ſind die Verträge mit der Türkei und Japan abge
oſſen worden, aber die Verhandlungen über dieſe Verträge

n fen doch ſchon ſeit mehreren Jahren, ſodaß der endgültige
n ſchluß nicht ausſchließlich auf das Konto des jetzigen Kabi

t geſetzt werden kann. Die Hauptarbeiten haben ſeine Vor
ger geleiſtet, wo ſolche Vorarbeiten nicht beſtanden, iſt man

u vorwärts gekommen und die ganze Einſtellung des jetzi
KHabinetts läßt befürchten, daß man auch in der zweiten
hreshälfte nicht allzu viel Fortſchritte wird feſtſtellen kön

I Iſt doch über die Verhandlungen mit Polen ein Kabi
I ESbeſchluß vor dem Beginn der Politiſchen Ferien nicht zu

9 ichen geweſen, obgleich über die Frage des Niederlaſſungs
n ſtes S einen der Hauptſtreitpunkte eine Verſtändigung

Polen bereits ergielt war Aber der Streit, der im Ka
etksrat über die Agrarzölle Polen gegenüber ausgebrochen

et ſich nicht ſchlichten und beilegen laſſen. Die Frage der
iſſchen Schweineeinfuhr nach Deutſchland iſt immer noch
I nd das Reichskabinett will im Herbt darüber v

de di uß ſfaſſen. Nun könnken allerdings ſachliche Grunde für
n e Haltung angeführt werden, denn man wird im Herbſt

z utſchen Ernteausſichten beſſer überſehen und die deutſchen

tzeſſtonen dementſprechend abmeſſen können. Aber beſtehen

Zunſt und Volkeabilvn
miler beſetzt worden.

bleibt doch der wenig günſtige Eindruck, daß ſeit der Genfer
Märztagung, bei der Dr. Streſemann und Zaleski Grundſätze
für die weiteren Verhandlungen aufſtellten, Monate vergan
gen ſind, ohne daß die Verhandlungen weiterkämen.

Günſtiger ſtehen die Verhandlungen mit Jugoſlawien.
Durch Beſchränkung des geplanten Vertrages auf wenige Wa
rengruppen hat das Kabinett es vermieden, allzuweit auf die
land wirtſchaftlichen Einfuhrwünſche der jugoſlawiſchen Regie
rung einzugehen. Ein Abſchluß ſcheint hier allerdings mög
lich, wenn auch der Vertrag eben nur in einem engen Rah
men abgeſchloſſen werden ſoll. Die land wirtſchaftlichen Fragen
ſpielen auch bei den Verhandlungen mit den überſeeiſchen
Ländern, vor allem mit den engliſchen Dominions, Südafrika
Und Kanada eine große Rolle, Da es ſich hier hauptſächlich um
die Mehrzölle handelt. Wo lediglich Jnduſtriefragen zur De
batte ſtehen, wie bei der Tſchechoſlowakei, kommt man ſchneller
vorwärts, aber bei allen land wirtſchaftlichen Verhandlungen
mit Frankreich, die jetzt in Paris ſtattfinden, nicht plötzlich
wieder bemerkbar machen und die Verſtändigung verzögert
wird.

Beamtenfragen.
Der Aufſtieg der mittleren Beamten.

Reaktion im Reichsverkehrs miniſterium.

Durch einen von der Fraktion der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei in der Verfaſſungsgebenden Preußiſchen
Landesverſämmlung eingebrachten Geſetzentwurf iſt das
Geſetz über die Befähigung zum höheren Verwaltungs-
dienſt dahingehend geändert worden, daß auch Beamten
die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt zuge
ſprochen werden kann, die ſich durch hervorragende Lei
tungen als befähigt für den höheren Verwaltungsdienſt
erweiſen. Bis dahin beſtand das unbedingte Juriſten
monopol, das es auch dem allerfähigſten nichtjuriſtiſchen
Beamten unmöglich machte, eine Stelle im höheren Ver
waltungsdienſt zu bekommen. Jnfolge der Geſetzes
änderung iſt auch zunächſt eine Reihe von mittleren
Beamten in leitende Stellen gekommen; dann trat aber
in Stillſtand ein und jetzt kann man mit Recht won einer
vückläufigen Bewegung ſprechen. Man ſtößt allenthalben
auf eine ſtarke Abneigung gegen die Uebernahme hervor
ragend tüchtiger mittlerer Beamter in den höheren Ver
waltungsdienſt und ferner gegen die weitere Beförderung
der einmal übernommenen früheren mittleren Beamten
Jm preußiſchen Miniſterium des Jnnern iſt bei den Som
merbeförderungen immerhin noch ein ehemaliger Mi
niſterialſekretär Miniſterſalrat geworden ſodaß nunmehr
drei ehemalige mittlere Beamte in dieſem Miniſterium
in Miniſterialratsſtellen tätig ſind. Jm preußiſchen Land
wirtſchaftsminiſterium iſt die Zahl von 2
gegangen, ebenſo iſt die einzige freigewo
ſer Art im preußiſchen Miniſter lu wieder mit einen e

Beſonders übel liegen aber die Verhältniſſe im
Reich. And hier beſonders in dem von dem deutſch
mationglen Miniſter Dr. Koch geleiteten Reichsverkehrs
miniſterium. Von den neun Miniſterialratsſtellen, die
dieſes Miniſterium durch den Haushalt 1927 bekommen

ten zugeſallen. Die voörhandenen, bei der Errichtung des
Reichsverkehrs miniſteriums aus dem preußiſchen Dienſt
übernommenen Beamten mit Fachvorbildung, die durch
den demokratiſchen Miniſter Oeſer und einen demokra-
tſchen Staatsſekretär zu Referenten befördert worden
ſind, ſind durch dienſtjüngere Akademiker aus fremden
Miniſterien erſetzt worden, und es iſt ſelbſt in dieſem tech
miſchen Miniſterium noch kein einziger früherer mittlerer

Beamter Miniſterialrat geworden. Bei den Beamten
herrſcht hierüber mit Recht ein großer Anmut, zumal be
ſonders im Reich der Perſonalabbau dazu benutzt wok
den iſt, vielfach die zu Referenten beförderken Fachbeam
ken auszumerzen. Die verantwortlichen Regierungs
ſtellen ſollten ſich doch ganz klar darüber ſein, däß ſie auf
dieſe Weiſe das in der mittleren Beamtenſchaft vorhan
dene geſunde Streben nicht fördern, wie es ſich erfreu
licher weiſe namentlich auch in dem Beſuch der Verwal
tungsakademien zeigt.

S

Beſoldungspläne der Reichsregierung.

Ein neues Sperrgesetz für die Länder und Gemeinde
beamten?

Nach dem nunmehr vorliegenden Bericht hat der
Reichstagsabgeordnete Moral h. von der Deutſchen
Volkspartei im Haushaltsausſchuß des Reichstages folgen
des ausgeführt

Es ſeſt aber in dieſen Ausführungen der Vertre
ter der Länder kein Wort von den Mehrausgaben der
Länder geſprochen worden, die ſie durch Höherſtuſung
ganzer Beamtengruppen gehabt hätten. Die Reichs
beamten würden glücklich ſein, wenn ſſte das bezögen,
was gleichartige Beamte in einzelnen Ländern oder
Gemeinden erhalten. Man wiſſe, daß das Reich beab
ſichtige, auch gegenüber den Kommunen bezüglich ihrer
Beamenpoliitk gewiſſe Kautelen zu ſchaffen, um ſich
dagegen zu ſchützen, daß man micht beim Uebertritt
won Gemeindebegmten in den Reichsdienſt wieder die
ſelben Erfahrungen mache wie vor ſieben Jahren. Es
ſei die Beſtimmung vorgeſehen, daß die in den drei
letzten Monaten vor Jnkrafttreten der Beſoldungsre
form geſchafſenen Höherſtufungen ungültig ſeien.
Dieſe Mitteilungen ſind gewiß für Beamte recht in

tereſſant, zumal ja anzunehmen iſt, daß Herr Morath als
Angehöriger einer Regterungspartei über die Pläne der
Reichsregierung gut unterrichtet iſt. Demnach will aber
das Reich die Beſoldung der Gemeindebeamten wieder kon
trollieren. Will Herr Morath auch wieder ein Sperr
geſetz? Recht inkereſſant iſt es auch, wie Herr Morath die
Reichsbeamten gegen die Beamten der Länder und Ge

hat, iſt keine einzige einem ehemaligen mittleren Beam

meinden auszuſpielen verſucht. Mit ſo allgemeinen Be
hauptungen iſt aber nichts anguſfangen und es wäre gewiß
wertvoll, von Herrn Morath zu erfahren, welche Länder
und Gemeindebeamten nach ſeiner Anſicht zu gut einge
ſtuft ſind, dann ließen ſich die Angaben nachprufen. Es
ergäbe ſich dann aber auch vielleicht daß Herr Morath die
Verhältniſſe bei den einzelnen Verwaltungen kaum aus
reichend bennt. Für die Beamten wäre ſicher nichts ver
derblicher, als wenn man bei der Neuregelung der Beſol
ding die verſchiedenen Beamtengruppen und darüber hin
aus noch die Beamten des Reichs, der Länder und der Ge
meinden gegeneinander ausſpielen würde, wie es Herr
Morath verſucht

S
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Hilfe für die Junglehrer.

Nach einer Mitteilung des „Demokratiſchen Zei
tungsdienſtes“ ſind in der letzten Zeit erneute Hilfsmaß
nahmen für die Junglehrernot in Preußen getroffen
worden. Nachdem es auf dem Wege von Verhandlungen,

war, außerpreußiſche Länder zur Uebernahme einer be
ſtimmten Zahl von Junglehrern zu verpflichten, iſt Ham
burg jetzt dazu übergegangen, von ſich aus etwa 70 preu
ßiſchen Junglehrern eine Anſtelling zu verſchaffen.
Ebenſo haben die beiden Mecklenburg bereits preußiſche
Juünglehrer übernommen und in Sachſen und Thüringen
iſt für die nächſten Jahre mit einem Mangel an Lehrer
nachwuchs zu rechnen, ſodaß preußiſche Junglehrer Aus

ſicht haben, auch dort eine Anſtellung zu finden. Nur
wenig Junglehrer, etwa 5 600 haben dagegen von dem
preußiſchen Anerbieten, durch eine einmalige Leiſtung in
Höhe von 1000 c ihre Anſprüche abſinden zu haſſen, Ge
brauch gemacht. Was bedeuten dieſe Hilfsmaßnahmen bei

ſo vielen ſtellenloſen Junglehrern? e
a

Religionsbekenntnis der Lehrer und Lehrerinnen

Nach der letzten Schulzählung (1921) gab es im
Deutſchen Reiche an den öffentlichen und privaten Volks
ſchulen 197 446 Lehrer und Lehrerinnen. Davon waren

691 gehörten einer anderen oder gar keiner Religions
gemeinſchaft an. Alſo erſt auf etwa 160 chriſtliche Lehrer
kommt immer ein nichtchriſtlicher. Man erſieht daraus,

gemeinſamen Volksſchulen jüdiſche und „heidniſche“ Leh
rer für den Geiſt des Anterrichts beſtimmend würden.

e e e hLandesbtegſchaft

des S 57 des Schutzpoligeibe
Saat unter den en de

innte L ſchaft übernehmen
Alisführungsbeſtimmungen zu dieſem graphen
Schutzpolizeibeamtengeſehes immer moch nicht ergangen.
Das hat wohl ſeinen Grund darin, daß die Ausführungs
beſtimmungen für die Reichsbürgſchaft nach dem Reichs
wehrmachtverſorgungsgeſetz erſt jetzt erlaſſen worden ſind.
Auf Grund einer Anfrage keilt nunmehr das preußiſche
Miniſterium des Jnnern dem Landtagsabgeordneten
Barteld Hannover mit, daß die beabſichtigten Ausfüh
rungsbeſtimmungen zu S 57 des Sch B. B. z. Zt. den be
teiligten Reſſortks zur Mitprüſfung vorliegen Da auch
moch der Staatsrat gehört werden müſſe, dürfte mit der
Herausgabe der Ausführungsbeſtimmungen vor Oktober
1927 trotz größter Beſchleunigung kaum zu rechnen ſein.

Politiſche Notizen.
Reichsminiſter a. D. Dr. Külz beim Reichspräſidenten,

Reichspräſident von Hindenburg empfing am 27. Juli
den früheren Reichsinnenminiſter Dr. Külz zum Vorkrag
über den Verlauf der Jnternationgen Stagatenkonferenz
zur Gründung des Weltfriedensverbandes, Dr. Külz war
bekanntlich vom Völkerbundsrat zum Präſidenten dieſer
Konferenz gewählt worden. Der Reichspräſident nahm
mit lebhaftem Intereſſe von den in Genf getroffenen Ver
einbarungen Kenntnis

Auf Grund
d

Die kunterbunte Wirtſchaftspartei.

Das Durcheinanderſtimmen bei der Wirtſchaftlichen
Vereinigung nimmt bisweilen geradezu groteske Formen
än. Ein hübſches Beſpiel für ihre vollkommene Ratloſig
keit in politiſchen Dingen haben dieſe Herrſchaften am
27. Juni 1927 bei der zweiten Beratung des Geſetzent
wurfs zur Verlängerung der Pachtſchutzordnung im
Reichstag geliefert. Damals ſtand ein ſozialdemokratiſcher
Antrag auf Ausdehnung der Beſtimmungen der neuen
Pachtſchutzordnung auf die Pachtverträge nach dem 1.
März 1924 zur Beſchlußfaſſumg und die Wirtſchaftliche
Vereinigung ſtimmte darüber folgendermaßen ab Die
beiden Deutſchhannoveraner Alpers und Meyer-
Hannover ſtimmten mit Nein (die beiden anderen
Deutſchhannoveraner fehlten, Abgeordneter Nolte unent
ſchuldigt, Abg. Hampe als krank); die Bauernbündler
Eöſſenberger, Fehr, Kaltenecker, Kerſſch
batm, Kling ſtimmten mit Ja (der Bauernbündler
Bachmeyer fehlt unentſchuldigt); die Abgeordneten der
Wirtſchaftspartei bekamen es ſögar fertig, bei der Abſtim-
mung nach den vier Richtungen der Windroſe auseinan
derzugehen; Abg. Dunkel ſtimmte nämlich mit Ja, die
Abgg. Bornemann, Dr. Bred t, Lücke, Mollath,
Petzol d ſtimmten mit Nee n, die Abgg. Holzamer
und Strauß enthielten ſich der Stimme, Abg. Dr. Jö
riſſen drückte ſich ünentſchuldigt von der Abſtimmung,
Abg. Drewitz war krank

die das Reichsinnenminiſterium führte, nicht möglich

127 186 evangeliſch, 64 786 katholiſch, 562 jüdiſch und

wie falſch die Behauptung iſt, daß bei Einrichtung von



Koffer Reiſetaſchen Damen Handtaſchen Beſuchs

Proteſt der Leipziger Lehrer gegen das Reichsſchulgeſetz.
Die Lehrervereine Leipzig- Stadt und Land haben

in einer Entſchließung ſchärfſten Einſpruch

ßung heißt es u. a.
„Der Entwurf zerſtört durch die verfaſſungswidrige

Gleichſtellung der drei Schularten die allgemeine Staats
ſchule und zerſchlägt unter dem Deckmantel des Eltern
rechts unſere Volksſchule, er verewigt den Schulkampf in
den Gemeinden, er werankert die Konfeſſtonsſchule als
Regelſchule in großen Gebietsteilen des Reiches. Die
ſtaatliche Schulhoheit wird aufgehoben und die Volks
ſchule erneut kirchlichen Mächten ausgeliefert.

Wir rufen die geſamte Bevölkerung auf, alle denken
den Männer und Frauen des Volkes, die Elternſchaft
und alle Freunde einer fortſchrittlichen Schulgeſetzgebung:
Stellt euch vor die bedrohte Volksſchule! Dieſer Entwurf
darf nicht Geſetz werden.

Deutſchlands Sachlieferungen nach dem Dawesplan.
Rund 11 000 Verträge über 900 Millionen Mark.

Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt, hat
die Reichsregierung eine Zuſammenſtellung der Sachlie

gegen den
neuen Reichsſchulgeſetzentwurf erhoben. Jn der Entſchlie er e i Werte v illionenMark abgeſchloſſen worden. Die Verteilung der Sachlie

ferungen veranlaßt, die ſeit Jnkrafttreten der Dawes
geſetze vom September 1924 an getätigt worden ſind.
Nach dieſer Zuſammenſtellung ſind 11 250 Sachlieferungs
verträge über Lieferungen im Werte von 892 Millionen

ferungen auf die einzelnen Länder geſchah in folgender
Weiſe Frankreich 4878 Verträge über Werte von 496
Millionen Mark, Belgien 2250 Verträge über 106 Mil
lionen Mark, Jtalien 33 Verträge im Betrage von 23

Millionen Mark, Rumänien 29 Verträge über 53 Mil
lionen Mark, Serbien 124 Verträge über 29 Millionen
Mark, Japan 22 Verträge über 8 Millionen Mark, Grie
chenland 11 Verträge über 10 Millionen Mark, Portugal
59 Verträge über 18 Millionen Mark und Polen 10 Ver
träge über 278 000 Mark.

Bei den Sachlieferungen nach Frankreich wurden für
105 Millionen Mark ſynthetiſcher Stichſtoff und künſtlicher
Stickſtoffdünger geliefert. Der Betrag über gelieferte
Eiſenbahnſchwellen, Telegraphenſtangen und Schnittholz
beziffert ſich auf 66 Millionen Mark. Dann folgen Lie
ferungen von Zellſtoffen, Papier, Büchern und Zeit
ſchriften im Betrage von 64 Millionen Mark. Landwirt
ſſcchaftliche Nutztiere und Land und Waſſerflugzeuge

wurden nach Frankreich für je 47 Millionen Mark
ſchinen für 42, Zucker für 31 Millionen Mark gelief
Belgien bezog in der Hauptſache Chemikalien im Betr

von 28 Millionen Mark. Nach Jtalten wurden vor al
Maſchinen geliefert, nach Rumänien gingen Lieferun
von Waren aus unedlen Metallen und unedle Met
ſelbſt; ebenſo nach Jugoſlawien. Griechenland bezog
10 Millionen Mark landwirtſchaftliche Nutztiere und P
tugal in der Hauptſache elektrotechniſche Erzeugniſſe

Neben dieſen Verträgen liefen dann noch die ſo 9
nannten Freiverträge. Hier kommt in erſter Linie Ju
ſlawien in Betracht, bei dem ſich der Wert der auf F
werträge abgeſchloſſenen Sachlieferungen auf 100
lionen Mark beziffert. Außerdem ſind nach den beſſ
deren Verfahrensvorſchriften für Sachleiſtungen Foa
ſtoffe nach Frankreich, Belgien und Jtalien geliefert w
den, und zwar insgeſamt im Betrage von 23 Millio
Mark.

Wein man
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Wenn man das deutſche Leben der Gegenwart auf
e Forderung bringen will, ſo kann ſie nur lauten:

ammenfaſſung aller Kräfte zum Wiederaufbau des
M ſchen Volkes und des deutſchen Staates. Was dieſer
erung nicht dient, entſpricht in dieſer Zeit der Be
ſignis nicht den drängendſten und höchſten Aufgaben

Nation Der neue Entwurf eines Reichsſchulgeſetzes
in Zeichen dafür, daß das Wort Volksgemeinſchaft in
Kreiſen, in denen es ſo gern gebraucht wird, ſofort
n Kurs verliert, wenn es ſich um Sonderintereſſen

Partei und Konfeſſton handelt. Denn dieſer Ent
h höhlt die deutſche Volksgemeinſchaft, an deren Her

wir heute mehr als je zu arbeiten hätten, von
n her aus: Deutſchland wird in Konfeſſtonen und
kanſchauungen zerlegt, deren trennende Bedeutung
in den Kindern wieder anerzogen werden ſoll, wie
in den Zeiten des konfeſſionellen Haders. Glückn s Deutſchland, du kannſt dir ſolche Spaltungen lei

während ſich andere draußen national feſter und
zuſammenſchließen du kannſt ſie dir leiſten, denne 42 haſt es nie anders gewollt, als auf unzähligen Jrr

n deine Entwicklung verlangſamen und deine klaren
ſahen trüben!
Iſt es nicht erſtaunlich, daß dieſes ſelbe Deutſchland
m letzten Jahrhundert die Staatsſchule erkämpfte, um
un leichten Herzens wieder preiszugeben? Denn um
Preisgabe handelt es ſich, mag auch der Titel Staats
bleiben. Das Weſen der Staatsſchule des 19. Jahr-
erts war ihre innere Einheit; zur Ueberbrückung
Gegenſätze der Bekenntniſſe, der Parteiungen war

ſeſchaffen. Die ſtaatliche Aeberwachung der Lernziele
nnerer Zerriſſenheit des Unterrichts iſt ein ſchmaler
eines großen Gedankens, den der Staat einſt zu ver
ichen ſtrebtel Hat dieſer Gedanke Schiffbruch ge

Nur die alten Gegner der Staatsſchule behaup
och heute, daß dieſe Omnipotenz des Staates micht
glich ſei alle anderen zweifeln im letzten Grunde
an ſeiner Richtigkeit und vergeſſen dann nur, daß
ſehr leicht mit zweideutigen Paragraphen dieſe Macht
rem weſentlichen Sinne beſeitigen kann. Der Sinn
Staatsſchule iſt nicht Allmacht, ſondern Ausſchaltung

ängnisvollen Macht Anderer, die das Leben der
krennend Und ſtreitend beeinfluſſen und i hre
in die Schule tragen t

M aates hat den notwendigen Ausgleich zwiſchen aus
derſtrebenden Tendenzen herbeigeführt und zugleich

rundlage allgemeiner Volksbildung geſchaffen Jedes
ziehen dieſer Staatsmacht bedeutet ein Wiederauf
überwündener Zerriſſenheit. Man ſetzt mit einem
Elternrechte dem Staatsrecht gegenüber. Aber iſt

tagt nicht auch Verkörperung von Elternrechten, und
dieſe ſo plötzlich aufgeſtandenen Elternrechte in
heit etwas anderes als eine Verdeckung anderer

t ke, die den offenen Vorſtoß ſcheuen Hinter den
rechten von heute ſteht nicht das deutſche Staats

ſondern ſtehen Kirchen und Konfeſſionen, die ſich auf

e

Wege den Einfluß auf die Schule ſichern oder neu
möchten. Das Recht der Eltern iſt vorhanden,

G iſt begrenzt durch das Recht des Staates Wie
Eich die Rechte der Länder begrenzen muß (ſchon

0)), ſo gibt es ein höheres Muß des Staates im
gen gegenüber den Eltern. Denn dieſe Eltern, die
Richtungen von religiöſen Ueberzeugungen und
nſchauung darſtellen, ſind nicht geeignet, den
ter der Schule zu beſtimmen, denn ſie fallen heut
bis ins kleinſte Dorf in Parteiungen auseinander.
Wer müßten ſie alle ihre beſonderen Schulen er

oder, da dies aus kulturellen und finangiellen
en unmöglich iſt, muß der Staat im wohlverſtande
ntereſſe der Geſamtheit ein überparteiliches Schul
einrichten. Bleibt es den Konfeſſionen und Welt

Uungen reſtlos geſtattet, ihren beſonderen Reli
interricht den Kindern zu erteilen, ſo ſind alle
äßigen Elternrechte gewährleiſtet Oder hat wirklich

d Anrecht darauf, an Stelle eines unparteiiſchen,
ſchaftlich begründeten Unterrichts in Geſchichte und
kunde die beſchränkteren, Anſchauungen irgendeiner
ſchauungsgemeinſchaft als die Quinteſſenz der
Heit zu lernen
s Recht des Staates iſt größer als alles zwie
e und wechſelvolle Elternrecht, Jn dieſer An
ng haben die Gründer und Führer des deutſchen
äichtsweſens der letzten Generationen gelebt. Warum
heute anders werden Hat die Schule Anſtoß er
Urch Kirchenfeindlichkett, durch Anwiſſenſchaftlichkeit,
Vergewaltigung irgend welcher achtbaren Eltern
Von Ausnahmen abgeſehen wie ſie jederzeit vor
waren, iſt die Schule aller Stufen frei von jedem
fsgeiſt geweſen. Die Konfeſſionsſchulen Preußens,

Bayerns, Württembergs ſind von überwiegend
geſinnten Lehrern ſo geführt worden, daß ſelbſt

hern oder in den ausgeſprochen proteſtantiſchen
m Württembergs keinerlei Vorwürfe gegen die

hule erhoben worden ſind. Wo ſie aber erhoben
krugen ſie den Geiſt jener konfeſſtonellen Enge,ab deren Ausbreitung wir den Schutzwall der Staats

brauchen Jn Baden und Heſſen aber herrſchte die
Zufriedenheit mit der Gemeinſchaftsſchule dies
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zule und deutſche Kultur.
Von Univ.Prof. Dr. Walter Goetz, Mitglied des Reichstages

Halle a. S., den 30. Juli 1927

alles der beſte Beweis dafür, daß die Stgatsſchule ihre
Aufgaben in jeder Form erfüllte

Wir ſind aus der Kleinſtaaterei der Vergangenheit
mengewachſen zu einer deutſchen Kultur, und nun ſol
ſind aus der Zerriſſenheit der kirchlichen Gegenſätze zuſam
mengewachtſen zu einer deutſchen Kultur, und nun ſol
len wir unſere Kinder von neuem in geiſtigem Parti
kularismüs erziehen laſſen Und während es früher Pro
teſtantismus und Katholigismus waren, marſchieren heute
alle Sekten und Weltanſchauungen mit dem gleichen An
ſpruch auf wir ſollen geiſtig in eine Kleinſtagaterei zu
vückfallen, die ſchlimmer wäre als alle frühere Statt daß
wir lernen, daß Weltanſchauung und Glaube die Privat
ſache jedes erwachſenen Menſchen iſt, will jede Kirche und

D. D. P.

wollten Das Eingreifen

wertreten, daß der Reichsſchulgeſetzentwurf mit einfacher
Mehrheit zu erledigen ſei, weil ſich in dieſem Entwurf

o

Donnerstag den I. A.
2

nachmittags 5 Uhr im Garten und Saal des

„iohenzollernparkess-
Nonzer Schleth-Orchester

Föstreſſe 32 e nenden

ßesangsvorträge Magdeburger

Tombola Tann
Vokal-Quartett

Programme Zum Preise von 75 rennig Sind in der Se
Schaftsstelle, Breiteweg 139/140 erhältlich.

jede Sekte ſich ihren Nachwuchs ſchon durch die Schule
gewährleiſten laſſen.

Noch iſt es Zeit zur Beſinnung auf den beſten Geiſt
unſeres Volkes. Er heißt Zuſammenſchluß in allem und
jedem, nicht Trennung. Es iſt jedenfalls ein guter Kampf,
der jetzt für die Einheit der deutſchen Kultur gekämpft
werden muß, und wir haben dabei alle auf unſerer Seite,
die unſer Bildungsweſen einſt auf ſeine hohe Stufe ge
hoben haben. Nur die Einheit dieſes Bildungsweſens ge
währleiſtet die Einheit und den geſchloſſenen Aufſtieg
unſerer deutſchen Kultur; ehe wir uns dies alles ent
reißen oder auch nur gefährden laſſen, ſei der Kampf mit
unſerer ganzen Kraft geführt!

9

Der verfaſſungsändernde
Schulgefetzentwurf.

Stellungnahme der Staatsrechtslehrer.
Jn Kreiſen der Reichsregierung wird die Auffaſſung

die ominöſe Einſchaltung „unbeſchadet des Artikels 116, 1
der Verfaſſung findet. Der Reichsminiſter des Jnnern
glaubt auf dieſe Weiſe die geſetzestechniſchen Schwierig
keiten überwunden zu haben. In der öffentlichen Dis
kuſſion iſt nun aber, beſonders von deutſchnationaler
Seite, betont worden, daß im Artikel 146, 1 die Simultan
ſchule überhaupt keine bevorrechtete Stellung erhalten
habe. Das genaue Gegenteil iſt der Fall, und der Schul
geſetzentwurf der Reichsregierung iſt vor allem deshalb
werfaſſungsändernd, weil in ihm die Sonderſtellung der
Simultanſchule überhaupt nicht berückſichtigt worden iſt.
Daß die Simultanſchüle in der Tat eine bevorzugte Stel
lüng nach der Verfaſſung einzunehmen hat, bezeugen die
mnachſtelhenden Urteile der bekannteſten Verfaſſungskom-
mentatoren.

Legationsrat Dr. Fritz Poetſch („Handausgabe der
Reichsverfaſſung Verlag Otto Liebmann): „Jn Abſatz 1
in Verbindung mit Artikel 146 Satz 1, wird grundſätzlich
die Simultanſchule eingeführt. Die Grundſchule iſt im
allgemeinen Und worbehaltlich der in Abſatz 2 zugelaſſe
nen Ausnahmen Simultanſchule (Gemeinſchaſtsſchule).“

Profeſſor F. Gieſe, Frankſurt a, Main („Die Reichs
werfaſſüng vom 11. Auguſt 1919*, Carl Heymanns Ver-
lag): „Artikel 146 ſtellt die beiden Grundſätze der ſozialen
Einheitsſchule (Grundſchule) und der interkonfeſſionellen
Simultanſchule auf. Er bezieht ſich auf das geſamte
öffentliche Schulweſen. Das Religionsbekenntnis der
Eltern darf grundſätzlich keine Rolle ſpielen Damit wird

nicht zuſtande kommt.

das Prinzip der interkonſeſſionellen oder Simültanſchule

3. Jahrgang

im Gegenſatz zur Bekenntnisſchule (Konfeſſtonsſchule) be
gründet. Als Ausnahme vom Prinzip der Grundſchule als
Simultanſchule werden konfeſſtonelle Sondervolksſchulem

Bekenntnisſchulen ſowie konfeſſtonsloſe Sonder
wolksſchulen bekenntnisfreie oder weltliche Schulen
zugelaſſen.“

Profeſſor Gerhard Anſchütz, Heidelberg („Die Ver
faſſung des Deutſchen Reiches Verlag Stilke) Die
deutſche Volksſchule iſt nach der Verfaſſung eine Simultan-
ſchule Doch gilt das Simültanprinzip, wie Abſatz 2 mit
dem kennzeichnenden Wort „indes“ heweiſt, nicht unbe
dingt, ſondern nur als Regel, welche Ausnahmen duldet.
Zu den Vorausſetzungen, unter denen nach Abſatz 2 kon
feſſionelle und religionsloſe Schulen eingerichtet werden
dürfen bezw. müſſen, gehört u. a auch, daß durch die Ein
richtung „ein geordneter Schulbetrieb nicht beeinträchtigt
wird. Was hier unter geordnetem Schulbetrieb zu ver
ſtehen iſt, wird die Ausführungsgeſetzgebung zu beſtimmen
haben. Wenn die bayeriſchen Kirchenverträge von 1924,
insbeſondere das Konkordat (Art. 6) beſtimmen, daß das
Erfordernis des „geordneten Schulbetriebes auch dann
exrfüllt ſein ſoll, wenn die Konfeſſionsſchule nur als eine
„ungeteilte Schule errichtet werden kann, ſo greifen ſie
hiermit der Reichsgeſetzgebung in durchaus unzuläſſiger
Weiſe wor.“

Das Schulgeſetz und die deutſchen Lehrer
Ablehnung im ganzen Reiche

Das Echo, das der neue Reichsſchulgeſetzentwurf in der
deutſchen Lehrerſchaft gefunden hat, iſt eine einheitliche
Ablehnung. Die „Allgemeine Deutſche Lehrerzeitung“,
die vom Deutſchen Lehrerverein herausgegeben wird,
ſpricht von einer Herausforderung an die deutſche Lehrer
ſchaft. Die Deutſche Volkspartei hat gegenüber der deut
ſchen Volksſchule und der deutſchen Lehrerſchaft eine
ſchwere Verantwortung zu tragen. Aber auch die Sozial
demokratie ſteht unter derſelben ſchweren Verantwortung
in dem Kampfe, der nun entbrennen wird. So leicht kann
man die Sache nicht nehmen, wie Heinrich Schulz es tut,
der darauf wertröſttet, daß die „Anziehungskraft“ der
weltlichen Schule ſchon die drohende Gefahr beſeitigen
wird, und der die Simultanſchule eine Angelegenheit
für Träumer und Jlluſtonspolitiker“ nennt. Für den
Deutſchen Lehrerverein wird es darauf ankommen, mit
allen Kräften dahin zu wirken, daß die in dem Entwurf
geforderte „Kirchenſchule“, zu der bis zu einem gewiſſen
Grade ſogar die Gemeinſchaftsſchule gemacht werden ſoll,

Die vom Preußiſchen Lehrerverein he s gegebene
„Preußiſche Lehrerzeitung“ ſchreibt Wenn der Schule
kampf mit all ſeinen unangenehmen Erſcheinungen in den
Gemeinden ausbrechen wird, wenn die Parteien um jede
Kindesſeele vor der Aufnahme in die Schule ringen wer
den, dann erſt wird. ſich zeigen, was die ſogenannte freie
Entwicklungsmöglichkeit die won der Deutſchnationalen
Volkspartei nun ſeit 6 Jahren unabläſſig gefordert wird,
in Wirklichkeit bedeutet. Mit dem Vertrauensverhältnis,
das ſich in den letzten Jahren in Thüringen, Heſſen,
Schleswig Holſtein und anderen Gegenden Zwiſchen der
evangeliſchen Kirche und der Schule herausgebildet und
zu feſten Abmachungen vwerdichtet hat, iſt es dann wieder
worbei, und das Reichsſchulgeſetz, das angeblich den Schule
frieden bringen ſoll, wird den Schulkampf eher ſtärken
als ihn beſeitigen.

Jn den „Schulpolitiſchen Mitteilungen des Bayeri
ſchen Lehrervereins wird darauf hingewieſen, daß die
Tendenz des Reichsſchulgeſſetzentwurfes, alle Schularten, als
gleichberechtigt anzuerkennen, zweifellos gegen die Reichs
werfaſſung werſtößt, der die Gemeinſchafts- oder Simultan
ſchule als die Regelſchule verlangt. Somit wäre der
mee Entwurf verfaſſungswidrig, und er könnte nur Ge
ſetzeskraft erlangen, wenn er mit einer Zweidrittel
mehrheit zur Annahme gelangen würde. Wenn die
Deutſche Volkspartei ſich ihrer großen Vergangenheit im
Anfangsjahrzehnt des deutſchen Kaiſerreichs erinnert,
dann wird ſie ſich ſtreng auf den Standpunkt der Ver
faſſung ſtellen müſſen, wie das die Demokratiſche Par
tei auch tut.

Die „Leipziger Lehrerzeitung“ nennt den Entwurf
ein „Geſetz mit Fußangeln und Fallgruben“ und ſchreibt
u. a. „Der Kommentar der Regierung zu dem Entwurf
unternimmt es ſogar, von einem beſonderen Entgegen
kommen gegen die Gemeinſchaftsſchule zu ſprechen. Man
weiß wirklich nicht, iſt das Hohn oder Naivitat. Der neue
Reichsſchulgeſetzentwurf ſtellt nur den Anfang der Kon
feſſonaliſterung dar, die auch die höheren Schulen und
Hochſchülen zu erſaſſen ſucht. Es geht micht nur um die
Freiheit der Bildung der breiten Maſſen, es geht um die
Freiheit der wiſſenſchaftlichen Forſchung und Lehre, um
die ſtaatlichen Hoheitsrechte im Bildungsweſen ſchlechthin

Die Frauen und das Reichsſchulgeſetz.
Von Martha Dönhoff

Mitglied des Preußiſchen Landtags.
Der Entwurf des Reichsſchulgeſetzes wird von den ver

ſchiedenen Bevölkerungsgruppen unter verſchiedenen Ge
ſichtspunkten angeſehen werden; er geht ſie alle an!
Nicht zum wenigſten die Frauen Nichts wäre verkehr
ter, als dieſe grundlegende Regelung der erſten Stufen
unſerer Volksbildung für eine Fach und Standesfrage
der Lehrerſchaft oder eine Angelegenheit der gerade be
teiligten Eltern zu halten. Der Wortlaut des S. 1 des



Entwurfs widerſpricht ſelbſt einer ſolchen einengenderr
Auffaſſung Er weiſt der Schule die Unterſtützung, Er
gänzung und Fortſetzung der elterlichen Erziehung der
Jugend zu, die ſie zu ſittlich wertvollen Menſchen und
zu Stagatsbürgern heranbilden ſoll, die fähig amd
bereit ſind der deutſchen Volks gemeinſchaft
zu dienen. Als zwei gleichwertige, in ſich ſelbſtändige Ex
hiehungsfaktoren ſtehen Eltern, Haus und Schule neben
einander jeder von eigenen Geſetzen geprägt. Das El
ternhaus, d. Pflegeſtätte individueller Werte, un beſchränkt
und unbeeinflußt in der Richtung und der Wahl der Mit
el der Perſönlichkeitsbildung Daneben die Schule, die
den Gemeinſchafts menſchen formt, den heran
wachſenden Volksgenoſſen auf ſein Arbeitsleben vorbe
reitet und ihn in die Geſellſchaft einreihht Recht und
Verantwortung dieſer Bildungsaufgabe trägt der Stagt.
Wenn jedesmal die Mutter, die ihren Sprößling auf
Den erſten Schulweg geleitet, das Gefühl des Abſſchieds
hat, der Preisgabe der abſoluten Beziehung ihres Kin
Des zum Elternhaus, ſo weiß ſie zugleich, daß ſie es in
ine neue Gemeinſchaft einführt, die Wachstumskeitmne ſich
Kntwickeln und reiſen läßt, auf der Grundlage des de u t
ſchen Kultürgutes. Wie die Schule dieſes über
mittelt und an ihm weiter baut, daran iſt der Maßſtab
ihres Wertes gegeben. Sehen wir das Reichsſchulgeſetz

und die Formen der Volksſſchule, die es bringt.
Die Reichsverfaſſung ſieht einen einheitlichen Aufbau des
Schulweſens vor, gegliedert nach dem Bildungsbedürſnis
und trägt innerhalb dieſes Aufbaues den weltanſchauli
chen Richtungen Rechnung durch Zulaſſung von Bekennt
nisſchulen und bekenntnisfreien Schulen. Sie können ge
ſchaffen werden auf Antrag der Exziehungsberechtigten,
die ihre Kinder in der Schule abſondern wollen von der
Geſamtheit, ihren Anterricht einem beſonderen Prinzip
zunterſtellen. Die Regelſchule der Verfaſſung
Die vom Staat vorgeſehene Norm, iſt die Gemein-
ſchaftsſchule. Der neue Geſetzentwurf gählt im
S 2 die Formen der Volksſchule auf die nach Bekennt
miſſen nicht getrennte Volksſchule (Gemeinſchaftsſchule),

her en ſtärker geſinnungsmäßig betont und der Einflußnähme
der Religions and weltanſchaulichen Gemeinſchaften auszeichnet als evangeliſche katholiſche, jüdiſche Volksſchule

die bekenntnisfreie Schule (weltliche oder Weltanſchau

ungsſchule).
gleichgeordnet an erſter Stelle der drei Schulformen ge
nannt wird, zu ihrem Recht? Jhrem Weſen nach nicht
nach dem Umfang ihrer Verwirklichung Nein; ſie er
fährt eine fremde Prägung, eine Verſchiebung ährer ur
ſprünglichen Jdeen. Dieſe war die Anterrichtsgemein

ſchaft. Ausſchaltung der Bekenntnisſrage aus dem Erßie
hungsbereich der Schule als Trennungsprinzip. Nicht aus
Gleichgültigkeit Mißachtung gegen die Konfeſſion oder
gar Religion Auch die Gemeinſchaftsſchule der Reichs
vwerfaſſung arbeitet auf religiös-ſittlicher Grundlage, der
Religionsunterricht iſt in allen Klaſſen verbindliches
Lehrfach, er wird nach Bekenntniſſen getrennt erteilt.
Aber die Rückſicht auf Bekenntniſſe und Weltanſchauun-
gen beeinflußt nicht den geſamten Schülbetrieb, der er
ſaßt Schüler und Lehrer von ihrer nationalen Zuſam
mengehörigkeit aus und ſammelt ſie um ein Bildungsgut,

das aus der Weſensart, der Tradttion und Geſchichte ihres
Volkstum erwächſt. Die Faſſung des Entwurfs macht
aus der Bekenntnisfreiheit ein Bekenntnis, betont auch

für die Gemeinſchaftsſchule geſinnungsmäßige Unter
ſcheidung. Sie verlangt eine Gruppen bildung von
Erziehungsberechtigten, die dieſe Schule für ſich fordern
müſſen damit ſie entſteht. Ein gewiſſer Widerſpruch zu
dem Abſatz ihres S 3. die Gemeinſchaftsſchüle ſteht
grundſätzlich a len volksſchulpflichtigen Kindern offen
Noch in einer anderen Beziehung entſpricht die Gleichſtel
bung im Entwurf nicht dem Weſen der Gemeinſchafts
ſchule. Für ſie beſteht nicht die übergeordnete Vertre
tung Außenſtehender, die, geſtützt auf die Rechte

einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts, darüber wacht,
unter dieſer Frageſtellung an, zunächſt die Ziel ſetzung daß die Bekenntnisſchule ihre Aufgabe dem Glauben ge

mäß erfüllt, in der die Kinder erzogen werden, und die
bekenntnisfreie Schule auf eine beſtehende Weltanſchau
ung Rückſicht nimmt. Die echte Gemeinſchaftsſchule iſt ein
an ſich geſchloſſener Aufbau, ohne Bindung an nebenge
ordnete Mächte, nur ſich ſelbſt und ihrer Anterrichts und
Exrziehungsaufgabe verantwortlich, über deren Erfüllung
der Staat wacht. Jn die Reihe der antragsberechtigten
Schulformen eingruppiert, werliert die Gemeinſchafts
ſchule nicht nur ihre in der Reichsverfaſſung worgeſehene
Vorßugsſtellung, ſondern auch ihre weſentliche Eigenart.

Kommt die Gemeinſchaftsſchule, indem ſie

Jhr Sinn wird verfälſcht. Neben dieſer Wirkung der ge
planten Neuerung auf die Gemeinſchaftsſchule muß beach
et werden, daß die Bekenntnisſchüle des Entwurfs, und
entſprechend auch die weltliche Schule, ganz etwas ande
res iſt als die beſtehende konfeſſionelle Volksſchule viel

geſetzt. Was das für den Schulbetrieb und für das Er
ziehungs und Anterrichtsziel bedeutet, muß eingehend er
wogen werden, bevor die Regierungsvorlage Geſetz wird.
Unſere demokratiſche Auffaſſung rückt alle politiſch Mündi
gen in die Reihe der Erziehungsberechtigten, die die Ver
antwortung für das Schul und Unterrichtsweſen unſe
res Landes mit zu tragen haben.

Die Beratungen des Verwaltungsrates.
e cee S e e rdſitzung des Verwaltungsrates

Einen
großen Raum
lungen über den neuen Pakettariff ein.
Debatte endete aber ſchließlich auch damit, daß die Vor
ſchläge des Arbeitsausſchuſſes angenommen wurden. Die
Deutſche Reichspost verzeichnet alſo in Zukunft 80 wer
ſchiedene Paketport oſſä tze, während wir bisher
48 hatten. Die beſtehenden 16 Gewichtsklaſſen wurden
beibehalten, aber ſtatt der drei Entfernungszonen wurden
fünf eingeführt. Der neue Tarif bringt alſo keine

WVereinfachung, ſondern er ſchafft neue Schwiileri ge
keiten, die ſich ſowohl für die Wirtſchaſt als auch für
die Poſt ſelbſt ungünſtig auswirken werden, da ein wer
münftiger Paketportotarif nur wier Gewichtsklaſſen und
drei Entfernungszonen, alſo insgeſamt 12 verſchiedene
Sätze haben ſollte.

Jn den Beſprechungen wurde auch
Frage der Hausbriefkäſten erörtert. Reichspoſt
miniſter Schähel wollte einen Zwang auf die Hausbeſitzer
ausüben und verlangte, daß die Hausbeſitzer im Erd
geſchoß ihrer Häuſer Einzelbriefkäſten für jede Mieter
partei einrichten ſollten, die mit einem Glockenſignal nach
den einzelnen Wohnungen werſehen werden ſollten. Wenn
durch eine ſolche Einrichtung auch eine Erleichterung des
Beſtelldienſtes durchgeführt würde, ſo bedeutet eine ſolche
Neueinrichtung, beſonders in Städten mit großen Miets
aſernen, wie etwa in Berlin, eine ſehr erhebliche finan
zielle Belaſtung für die Hausbeſitzer, die ihnen ſchlechter-
dings nicht zugemutet werden kann. Die Erledigung
dieſer Frage wurde bis zur nächſten Haushaltsberatung
wertägt.

Hinſichtlich des Poſt ſcheckver kehr s war vorge
ſſchlagen, die Poſtſcheckbriefe und die Kontoauszüge mit je
5 zu belaſten. Zur Begründung dieſer Maßnahme
wies der Reichspoſtminiſter darauf hin, daß der Reichs
poſtſcheckverkehr mit Anterbilanz arbeite. Demgegenlüber
machte der demokratiſche Abg. Dr. Raſchig geltend, daß
zwar nach den Ausweiſen der Poſt eine Anterbilanz vor
handen ſei, die Poſt rechne ſich aber für den Poſtſcheckver
kehr eine Perſonalbelaſtung von 82 Millionen Märk aus.
Da aber bei den Poſtſcheckämtern nur 11 000 Perſonen
beſchäftigt ſeien, ſo ſei die von der Poſt mitgeteilte Per
ſonalbelaſtung völlig undenkbar. Es handelt ſich hier um
ein einfaches Rechenexempel, und die Reichspoſt konnte
dagegen nur erklären, daß die Perſonalausgaben nur
geſchätzt werden könnten, da zu den Gehältern der Poſt
ſchechbeamten noch die anteiligen Ausgaben für die ein
zelnen Poſtverwaltungen kämen. Dr. Raſchig betonte

Daraufhin, daß die Schätzung der Poſt in dieſem Falle
zweifellos ſehr hoch ausgefallen ſei, und daß daher in
Wirklichkeit das Poſtſcheckweſen nicht mit Schaden für die
Poſt, ſondern mit Gewinn abſchließen müſſe.

Dr. Raſchig unterſtützte daher den Antrag Morath,
der dahin ging, die Gebühren für die Poſtſcheckbriefe und
Die Kontogauszüge, die man mit Recht als „Verärgerungs-

gausgiebig die

gebühren bezeichnen könne, zu ſtreichen. Bei der Ab
ſtimmung vlieb die Gebühr ſür die Poſtſcheckbriefe be
ſtehen, die Gebühr für die Kontoauszüge wurde aber ab
gelehnt. Die Kontoauszüge im Poſtſcheckverkehr ſind alſo
nach wie vor gebührenfrei.

Die Telegraphengebühren wurden wieder auf 15
für das Wort hevrauſgeſetzt. Dieſe Gebühr beſtand bis
vor zwei Jahren, ſie wurde dann auf 10 ermäßigt und
iſt wieder auf das urſprüngliche Maß erhöht worden. Ob
dieſe zielloſe Gebührenfeſtſetzung der Poſtverwaltung
wirklich die gewünſchten Mehreinnahmen bringen wird,
muß ſtark bezweifelt werden.

Es wurde dann noch die beantragte Erhöhung der
Rohrpoſt gebühren angenommen und danach fand die
Schlußabſtimmung ſtatt. Bei der Schlußabſtimmung wurde
die geſamte Vorlage mit allen gegen ſieben Stimmen
angenommen. Gegen die Vorlage ſtimmten der demokra-
tiſche Abg. Dr. Raſchig, ſowie die Abgeordneten Steinkopf,
Bendler, Torgler und Mollath ſowie von den Vertretern
der Poſtbeamten der Telegraphenarbeiter Voigt. Als
Vertreter der Preußiſchen Staatsregierung ſtimmte. Mi
miſterialdirektor Badt gegen die Vorlage. Die Vertreter
der Wirtſchaft nahmen die Vorlage im Gegenſatz zu der
eindeutigen Stellungnahme der Wirtſchaft an.

Staatsſekretär Sautter teilte dann noch mit, daß
durch die neuen Beſchlüſſe die Schaffung einer 8 Pfennig
marke notwendig geworden ſei. Der Arbeitsausſchuß
ſchlage vor, dieſe Marke mit dem für die 20 Pfennigmarke
ſchon vorhandenen Bildnis Beethovens zu verſehen. Der
deutſchnationale Abgeordnete Bruhn machte dagegen gel
tend, daß nunmehr das 10 Pfennigporto überhaupt nicht
mehr vorhanden ſei und daß daher die 10 Pfennigmarke
vorausſichtlich verſchwinden werde. Bruhn beanträgte
deshalb, das Fridericus-Bild von der 10 Pfennigmarke
auf die 8 Pfennigmarke zu übertragen. Dieſer Vorſchlag
wurde jedoch mit übergroßer Mehrheit abgelehnt. Ferner
wurde mitgeteilt, daß zur Feier des 80. Geburtstages des
Reichspräſidenten won Hindenburg Wohlfahrtsmarken
mit ſeinem Bildnis ausgegeben werden ſollen. Es iſt in
Ausſicht genommen, eine dieſer Hindenburgmarken ſpäter
auch für den regelmäßigen Briefverkehr zu verwenden.
Zugleich ſoll aber auch eine Marke mit dem Vildnis des
Reichspräſidenten Ebert eingeführt werden. Auch dieſe
Vorſchläge des Arbeitsausſchuſſes fanden die Zuſtimmung
der großen Mehrheit des Verwaltungsrats.

Demokraten gegen Portoerhöhung.

Raſſchügs Ausführungen im Verwaltung s-
riat.

Jn der Sitzung des Verwaltungsrats der Reichsbahn
unterzog der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Dr.

erneut einer eingehenden Kritik. Der Abgeordnete Mo
rath von der Deutſchen Volkspartei hatte erklärt, er ſei

daß der Miniſter nicht nötig gehabt habe, die Vorlage

men hat. Der Miniſter

ten.

e 1927 mit 559 Millionen nur der faſt gleichen Ausfuh. c. Raſchig die Vorlage auf Erhöhung der Poſtgebühren t ger t
delsbilanz deutlich erwieſen, daß ſich die Hochſchutzzollp h.

j nenſah J Farſſ. De Mi iſho r i t ſy jim Gegenſatz zur Auffaſſung des Miniſters der Anſicht, einer Jlluſton hingeben, wenn ſie glauben, mit Zoll maß

nach dem ablehnenden Spruch des Reichstags zu
ziehen. Darauf führte Dr. Räſchig aus

Staatsrechtlich mag der Miniſter nicht zur
ziehung der Vorlage gezwungen geweſen ſein, ne
er aber durch die Zurückziehung Folgerüngen an
Beſchluß des Reichstages gezogen hatte, durfte er
nach drei Wochen die Vorlage von neuem ein bringe
Miniſter erklärte, daß die Poſt täglich 700 000 Ma
ſchießt, im Monat 20 Millionen Mark. Darin ſind
auch die Ausgaben für Reuanlagen enthalten, we
Miniſter die 300 Millionen Anleihe noch nicht auf

ſagte, er billige den Stan
von der Nol wendigkeit werbender Anleihen, aber e
nur bis zu einem Betrage von 150 170 Millionen
gehen. Demgegenüber muß darauf hingewieſen
Daß der Miniſter im März bei der Haushaltsbe n
ſelbſt mit einer Anleihe in Höhe von 300 Millionen
einverſtanden war. Dieſen Widerſpruch muß der M

aufklären lSeit der erſten Zurückziehung der Vorlage iſtet
Aenderungen der Verhältniſſe nur inſofern einge m den
als die Reichsbahn ihre Tarife um 70 Millionen de ihnrmäßigt hat, der Reichswirtſchaftsminiſter die ſt tkonn
preiserhöhung erneut ablehnte, und der Sparkon n
daran geht ſeine Grundſähe auch im Betriebe de en
zur Geltung zu bringen. Die Tätigkeit des Spark Milars mag lange Zeit dauern, aber nach einem Vier t m
wäre doch ſchon ein Teilergebnis zu erwarten ge das
Deshals habe ich erneut Verkagung beantragt, werd e
bei einem ſofortigen Beſchluß die ganze Vorlage abl in

Aus Her Sihung des Verwaltungsrats wird iher
bekannt, daß bezüglich des Ortsportos der Vermitt n aſh
worſchlag gemacht wurde, es für Briefe und Poſt e
auf 72 5 zu ſetzen. Ferner mache ein preußiſche m e
treter den Vorſchlag, die alten Kartenbriefe zu 5 en
Portoſatz einzuführen, der zwiſchen Poſtkarten und e
ſen liegt. Beide Vorſchläge wurden von der Reiche

waltung bekämpft. hoſtionen,nfth auf de

Aenderung des Poſtfinanzgeſetze a 200
Die preisgegebenen Rechte des Reichstages. i der Re

vornehm

Aus unterrichteten Kreiſen wird dem „Demokratiſch n die
tungsdienſt“ geſchrieben Die Portoerhöhungen de Es beſtet
poſtminiſters Schätzel, der eigentlich nur noch die ba Ahnant
Volkspartei als letzte Stütze hinter ſich hat, haben wer Shenerne
ein Gutes gehabt. Jn allen Parteien des Reichstage ne Fing
heute die Auffaſſung vertreten, daß das Reichspoſtfina n daß
wom März des Jahres 1924 unbedingt geändert werde nern
Der Reichstag hat damal ſeine Kontrollrechte zu eine Rang aus
ßen Teil aufgegeben, um die Poſt leiſtungsfähiger zu nd

Die damals an das Poſtfinanzgeſetz geknüpfter len
nungen haben ſich nicht in der Weiſe erfüllt, wie man erquelle
hofft hatte. Die techniſche und kaufmänniſche Leiſtung ſirchtung
keit der Poſt wird unbeeinfkußt bleiben, wenn das Reiten
Reichstages, Tariferhöhungen zu beſchließen, wieder geſchtänt
führt wird. Der gegenwärtige Reichspoſtminiſter hät Fion
gewagt, den Haushaltsausſchuß des Reichstages ſo e de
deln, wie jetzt der Verwaltungsrat behandelt worden i des In
den Kämpfen um die Portoerhöhung haben ſich in den Sern ver
Monaten die Konſtruktionsſfehler des Verwaltungsrat ach hen
des Poſtfinanzgeſehes mit erſchreckender Deutlichkeit npeten
ſo daß ſelbſt von deutſchnationaler Seite die Bereitwi ſeitig
zu einer Aenderung des beſtehenden Zuftandes ausgeſ in die
worden iſt. Als Vertreter der deutſchen Volksparte n ſortda
Abgeordnete Cremer bereits früher eine Aenderu ahteuern
Reichspoſtfinanzgeſetzes empfohlen. Die Selbſtändigkeit i pl
Abſonderungsbeſtrebungen der Reichspoſt haben ſich n da
werſtärkt, daß ſchnelle geſetzgeberiſche Maßnahmen Wehen
ſind. Die Ausſchaltung des Reichstages hat ſich geräch hin
mird heute in den Kreiſen der Regierungsparteien ſel elerla
geſehen; leider zu ſpät. Wenn jetzt die Gebührener b
die im offenen Widerſpruch mit der Politik des Rei( an niß
ſchaftsminiſters ſteht, nicht verhindert werden konnte ſ h m
doch notwendig, daß in Zukunft die Reichspoſt in ander e
ſe geleitet wird. Das Reichspoſtfinanzgeſetz hat d a
von der Kontrolle des Reichstages befreien und hat h
heit und Selbſtändigkeit geben wallen. Das Reichspoſſ m
geſetz hat aber nur zur Folge gehabt, daß die Poſtbü n
die Herrſchaft in die Hand bekommen hat. Für den e Monte

den dieſe Bürokratie angerichtet hat, muß das Deutſch
aufkommen.

Reichsfinanzen und Zollabb
Die ſich von Monat zu Monat ſteigernde Paſſivi

deutſchen Handelsbilanz läßt mit immer ſtärkerer Ei
lichkeit erkennen, wie ſchwer wir uns mit der Zollpol
von der Rechtsregierung des Jahres 1925 eingeleitet
auf einem Fehlwege befinden. Trotz aller hochſchutzzötln
Maßnahmen gelingt es nicht, eine ſo weitgehende inn
ſtarkung der deutſchen induſtriellen Produktionsgru
herbeizuführen, die dieſe in die Lage verſetzen könnten

einer erfolgreichen Zurückdrängung der Konkürrenß
diſcher Fertigfabrikate auf dem Jnlandsmarkt auch
ſtändig ſteigernde Expanſtonskraft dem Weltmarkt ge
zu gewinnen. Fortdauernd ſteigt innerhalb der Geſam
die Einfuhrgruppe der ausländiſchen Fertigfabrikate
Paſſivität der Handelsbilanz läuft ſeit Monat Mäxz i
ſich ſtändig ſteigernden Kurve nach oben ſte betrug in
1927 244, im April 1927 299, im Mai 1927 339 und iſ
d. J. 449 Millionen. Die Einfuhr an Fertigfahrikaten
der gleichen Zeit von 171 auf 209 Millionen, und die
fuhrziffer von 209 Millionen findet ihre beſondere Be
darxin, daß man ſich vergegen wärtigen muß, daß im Ju
die Einfuhr in dieſer Poſition nur weniger als die
nämlich 102 Millionen, betrug Und weiterhin iſt dann
achten, daß hinſichtlich der Ausfuhr an Ferkigwaren de
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ziffer vom Juni 1926 mit 551 Millionen gegenüberſte

Es wird durch die Entwicklung der deutſchen An

n Mtenden Jnlandsmarkt kräftigen und damit die Vorausſ



ags r eine erfolgreiche und ertragreiche Expoöribetätigung der

utſchen Wirtſchaft ſchaffen zu können. Tatſächlich liegen die
M inge praktiſch ſo, daß die außerordentlich überſteigerten Ge
ehungskoſten der deutſchen Produktion infolge der aufge

n a ähten Anſprüche von Reich, Ländern und Gemeinden gegen
Wirſt ber der Wirtſchaft Hand in Hand mit einer in ihren Maß

ganbrin ahmen produktions wirtſchaftlich nicht günſtig wirkenden
9900 h eſialpolitik die deutſche Wirtſchaft in eine Poſition ſich fort

arin ſih auernd einſchränkender und verringernder Konkurrenzfähig
halten I it hineingeführt haben, eine Situation, der kein Zollſchutz,
nicht di ndern nur eine Minderung der öffentlichen Anſprüche an die
den Stah Lirtſchaft zu begegnen vermag.

Der gegenwärtige Reichsfinanzminiſter hat den urſprüng
Million ch von dem demokratiſchen Miniſter Dr. Reinhold auf das
wieſen Pharſamſte zuſammengeſtellten Etat um annähernd 500 Mil
ishaltsh, ſonen erweitert und hat ſeinerſeits den ordentlichen Haushalt
Million it 1927 im Reich einſchließlich der Steuerabgaben an die
iuß der änder und Gemeinden mit einem Geſamtbedarf von 8,3 Mil

ſorden anerkannt Einſparungsmöglichkeiten innerhalb der
Vorlo urch dieſe Summe gekennzeichneten Ausgaben hat der Reichs

ſern ein inanzminiſter beſtritten und dahingehende demokratiſche An
Millionen räge bei den Haushaltsberatungen im Frühjahr des Jahres
ſter die J urch die ihm gefügige Parlamentsmehrheit ablehnen laſſen.

für das kommende Etatsjahr ſtehen eine Reihe zwangsläufi-
etriebe er Mehrausgaben bevor, die allein in ihrer Wirkung auf den
es Spn eichsehaushalt auf etwa 800 Millionen anzuſetzen ſind, da
nem Ven und 500 Millionen Mehrleiſtungen für Reparationen aus dem
warten haushalt im kommenden Etatsjahr zu beſtreiten ſein werden
rägl, wen nd für das geſamte Etatsjahr die bevorſtehende Beſoldungs
vorlage a eform eine Ausgabenerhöhung von 300 Millionen nach ſich
aks wit iehen dürfte. Trotzdem ſetzt ſich der Miniſter auch aus finanz
r Ver virtſchaftlichen Gründen für eine auch uns durchaus begrü-
und P enswert erſcheinende Ermäßigung der Zolltarife auf der von
preußiſhe en Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Curtius verkündeten Richt
brieſe nie „Abbaubeginn bei den Jnduſtrkezöllen ein.
arten u Angenommen, die im Reichswirtſchaftsrat eingeleiteten
er Reihen Lerhandlungen führen zu einem gewiſſen Abbau maßgeblicher

zollpoſitionen, und angenommen, die Tarifermäßigungen wir
en ſich auf das Jahresganze in einer Zolleinnahmeminderung
on z. B. 200 bis 300 Millionen Mark aus, ſo muß doch erſt
nals der Reichsfinanzminiſter entweder Ausgabeneinſparun-
en vornehmen oder Einnahmeſteigerungen auf anderen Ge
jieten in die Wege leiten.
Es beſteht die ernſte Befürchtung, daß der gegenwärtige

Reichsfinanzminiſter den Weg zu gehen beabſichtigt, den beihaben er Steuernotgeſezgebung der Stabiliſierungsepoche der da
Wien nalige Finanzminiſter Dr. Luther gegangen iſt. Es iſt zu
chspoſn R hrchten, daß Dr. Koöhler z. B. auf dem Gebiet der Real
t winſeuern ſich mit der bevorſtehenden Reichsrahmengeſetz
en bung ausſchließlich auf eine Rechtsvereinheitlichung beſchrän
ähiger en wird, den Ländern und Gemeinden aber das Maß der
gehnühfin s beute der reichsrechtlich formal einheitlich umgrenzten
wie n Nsteuerquellen völlig überläßt. Es beſteht weiterhin die
Leiftun Befürchtung, daß er dazu übergehen wird, Hand in Hand

n das M ermit eine beſchleunigte Durchführung des ſelbſtändigen und

geſehe

hstages

emokratiſt

gen des
ch die ha

wied ingeſchränkten Zuſchlagsrechts der Länder und Gemeinden
ter hie Einkommenſteuer in die Wege zu leiten, um dann unter
n nweis auf dieſe beiden beweglichen Einnahmefaktoren der
vordey P andes und Gemeindefinanzwirtſchaft den in erſter Linie von

Zayern verfolgten partikulariſtiſchen Tendenzen zu entſprechen,

vonach heute dem Reich zuſtehende Aufgabengebiete in die
Kompetenz der Länder zurückgleiten ſollen. Er zwingt dann
jleichzeitig auf der anderen Seite Länder und Gemeinden er
teut in die ſeit 1924 ſo bedrohlich nach oben verlaufende Kurve
liner fortdauernden Steigerung dex direkten Perſonal und
Realſteuern.

Mit ſolchen Maßnahmen iſt der deutſchen Wirtſchaft nicht
jedient, da die Einzelgeſtaltung von Zolltarifpoſitionen und
ergleichen dann ganz unerheblich bleibt, wenn irgendeine
Kräftigung der Wirtſchaft. durch die Steigerung der Ge
amtſteuerlaſt verhindert wird.

Es muß daher von dem Reichsfinanzminiſter gefordert
verden, daß er, wenn er Einnahmeſenkungsverſprechungen hin
ichtlich beſtimmter eng umgrenzter Einnahmequellen abgibt,
ich gleichzeitig eindeutig und klar ſich darüber äußert auf
velchen Wegen er neben der Minderung der Einnahmen eine

ntſprechende Minderung der Geſamtausgaben glaubt herbei
ühren zu können. Nur mit einer ſolchen Senkungspolitik iſt
er geſamten Wirtſchaft und dem geſamten Volke gedient.
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Parteinachrichten
Wahl Organiſationstagung der Demokratiſchen Partei

de mitte September in Bad Eilſen,
h Der Organiſationsausſchuß der Deutſchen Demokrati
r n hen Partei hat beſchloſſen eine Organiſationstagung der

R ertei auf den 17. und 18. September einzuberufen Die
m gung wird vorausſichtlich in Bad Eilſen bei Bückeburg
n ättfinden. Zur Teilnahme ſind geladen die Vorſtande
t itglieder, die Wahlkreisvorſitzenden, die Abgeordneten
u ind die Generalſekretäre der Partei ſowie der Vorſtand
n er demokratiſchen Hauptvertrauensfrauen. Auf der Ta-
rkt s ſteht ein einleitendes Referat des Vorſitzenden des
m Karteivorſtandes, Abgeordneten Erkelenß, über An

e Srganiſationsarbeit im Jahre der Wahlvorberei
ung ſowie ein Referat des Hauptgeſchäſtsführers der

Martei, Stephanm, „Praktiſche Vorſchläge für die Re
tganiſation der Partei Die Tagung wird abſchließen
lit einer Formulierung des Reorganiſationsprogramms,
s von einem unter Leitung von Dr. Richard Otto Frank
irter ſtehenden Ausſchuß auch in den letzten Monaten
hon bearbeitet worden iſt. An dieſer Organiſationstagung
ird ſich am 19. und 20. September eine Parteiſekretär
Mnferenz anſchließen, in der der Hauptſchriftleiter des
emokratiſchen Zeitungsdienſtes“, Bramme r, über

Praktiſche Wirkung der demokratiſchen Politik auf die
itation“ ſprechen wird, während Hauptgeſchäftsführer

tephan das Referat über „Die Ausnutzung der tech
iſchen Mittel im Wahlkampf übernommen hat. Die
onſereng wird vom Abgeordneten Erkeleng geleitet, der

dort das Ergebnis der Organiſationstagung noch einmal
zuſammenßaſſen wird.

Zweck der beiden Tagungen iſt, die demokratiſche Par
teiorganiſation vor Beginn des eigentlichen Wahl
hampfes ſo leiſtungsfähig wie nur möglich zu machen und
mit allen Mitteln dahin zu wirken, daß die Organiſations
müdigkeit, die ein unſympathiſches Erbübel der bürger
lichen Mittelparteien iſt, endlich überwunden wird.

Ehrung Paul Liſtowskys.
Der Verein oſtpreußiſcher Zeitungsverleger hat dem

früheren Chefredakteur und Direktor der Königsberger
Hartungſchen Zeitung Paul Liſtowsky die Ehrenmitglied
ſchaft verliehen.

Mittelſchullehrer Franke f.

Der langjährige Vorſitzende der Deutſchen Demokra
tiſchen Partei in Brandenburg a H., Herr Müttelſchul
lehrer Franke, iſt am Sonntag an Herzſchwäche geſtorben.
Franke war ein redegewandter, überzeugungstreuer, eif
riger Demokrat. Er hat auch in der Beamtenbewegung
der Provinz Brandenburg eine führende Rolle geſpielt.
Die Partei wird ihm ein ehrendes Andenken bewahren

Jakob Scherek
Schmerzliche Kunde iſt eingetroffen. Jn dem kleinen

finniſchen Küſtenort Hongö, den ſich Jacob Scherek für ſei
nen Sommerurlaub ausgeſucht hatte, und wo er ſeit drei
Wochen wenlte, iſt der hochgeachtete und beliebte demokra

tiſche Journaliſt plötzlich an den Folgen einer Blinddarm
operation geſtorben. Am Sonnabend drafen noch frohe
Grüße von ihm ein, aber bereits am Montag teilte ein
Telegramm die Erkrankung mit und am Dienstag über
ſtürzten ſich die Schreckensnachrichten. Jakob Scherek rief
im Kampf mit dem Tode, den er fern von der Heimat
auszukämpfen hatte, nach ſeiner Frau, die denn auch am
Dienstagnachmittag mit dem Flugzeug, begleitet von ih
vem 13jährigen Sohn und einem guten Freund Schereks,
die Reiſe nach Finnland antrat. Die Gattin hat ihren
Lebensgefährten nicht mehr ſprechen können. Jn der
Nacht zum Mittwoch hat er die Augen für immer geſchloſ
ſſen. Damit hat das Leben eines Journaliſten geendet,
der ſtets im Dienſte der demokratiſchen Sache geſtanden
hat. Scherek, der ein Alter von 57 Jahren erreicht hat,
und mit ſeiner Frau drei Kinder hinterläßt, begann ſeine
journaliſtiſche Laufbahn als Parlamentsberichterſtatter,
war dann politiſcher Redakteur an der „Breslauer Zei
tüng! und an der „Königsberger Hartungſchen Zeitung
und übernahm im Jahre 1910 die politiſche Redaktion der
„Freiſinnigen Zeitung bis zum Jahre 1918. Kurz nach
dem Amſturz würde er in die Preſſeſtelle des Preußiſchen
Staats miniſteriums berufen, wo er zuletzt als Oberregie
rungsrat wirkte und dabei immer von neuem das Ver

trauen beſtätigte, das ihm in gleicher Weiſe vom Staats
miniſterium wie von ſeinen Berufskollegen entgegenge
bracht wurde. So vertraut Jakob Scheret auch mit allen
politiſchen Fragen war, hat er ſich doch nie ſeine Debe zum
Theater nehmen laſſen und bis zuletzt ſchrieb er für an

ereigniſſe. Auch eine Anzahl Bühnenarbeiten und Er
zählungen hinterläßt uns der Verſtorbene. Der Entwick
lung des demokratiſchen Preſſeweſens hat Jakob Scherek
mmer ſein Intereſſe und ſeine Arbeitskraft zur Verfü
gung geſtellt, zuletzt als Vorſtandsmitglied im Demokra
tiſchen Preſſeverein. An ſeiner Bahre trauern ſallle, die
ihn kannten Als Menſchen haben wir ein Weſen voll
Güte werloren, die demokratiſche Journaliſtik beklagt den
Verluſt einer ungewöhnlichen Kraft.

Der Verlag Ullſtein, der die „Voſſiſche Zeitung“, die
„B. Z. am Miktag“, die „Berliner Morgenpoſ die Ber
liner Jlluſtrierte Zeitung und andere periodiſche Druck
ſchriften herausgibt, beging am 21. Juli in einer geſchloſ
ſeinen Hausfeier das Jubiläum ſeines 50fährigen BVeſte
hens. Dem Verlage, der zu den angeſehenſten Deutſch
lands gehört, ſind von den Standesorganiſationen und
Behörden ehrende Glückwunſchſchreiben zugegangen.

Bezirk Magdeburg.
Veranſtaltungen

der
Deutſchen Demokratiſchen Partei,

Ortsgruppe Magdeburg.

Geſchäftsführender Ausſchuß
fallen die Sitzungen aus.

Stammtiſch: Dienstag, den 2. Auguſt, abends 8 Ahr,
Hotel „Weißer Bär“, Weinfaßſtraße 6. Der Stammtiſch
tagt auch während der Ferien. Starke Beteiligung er
wünſcht.

Vergnügungsausſchuß: Dienstag, den 2. Auguſt,
abends 7,30 Ahr: Sitzung in den AltſtädterBürgerſälen

Donnerstag den 11. Auguſt, nachmittags 5,30 Ahr, im
Hohenzollernpark: Verfaſſungsfeier verbunden mit Som
merfeſt.

Rüſtet zum 11. Auguſt
Wie bereits behanntgegeben, veranſtaltet die Deutſche

Demokratiſche Partet, Ortsgruppe Magdehurg, am Don
merstag, dem 11. Auguſt, nachm. 52 Ahr im „Hohen
zollernpark“ eine Verfaſſungsfeier verbunden mit Som
merfeſt. Zu dieſer Feier ſind alle Republikaner freund
lichſt eingeladen. Die Feſtrede hat der bekannte Ober
bürgermeiſter Dr. Quſppe Nürnberg. übernommen
Programme zum Preiſe von 75 Pfg. einſchl. Tanz und
Stelter ſind in der Parteigeſchäſtsſtelle, Br. Weg 139 140,

geſehene Zeitungen im Lande über die Berliner Theater

Während der Ferien

regeln, wird gegenwärtig vom Reichskabinett unternom
men Das iſt der dritte Verſuch, ſeitdem die neue Reichs

ſowie bei allen Vorſtandsmitgliedern erhältlich. Telefo
miſche Beſtellung unter 8095.

Wir verweiſen die Mitglieder der demokratiſchen
Partei nochmals auf die Tombola und bitten freundlichſt
um Geſchenke dafür.

Rennen zu Magdeburg.
Die Rennen in Magdeburg am Sonnabend, den 30.

und Sonntaäg, den 31. Juli haben einen recht verſprechen
den Nennungsſchluß gehabt. Jnsgeſamt ſind für die bei
den Tage 368 Anterſchriften abgegeben, von denen nach
Annahme der Gewichte für die Ausgleichsrennen noch die
ſtattliche Zahl von 272 Geſamtnennungen ſtehen geblieben
ſind. Es ſtehen daher unter ſtarker Beteiligung wieder
intereſſante Rennen mit vollbeſetzten Feldern in Ausſicht
Das Programm wechſelt an beiden Tagen zwiſchen Flach
und Hindernsrennen. Am erſten Tage hat das Graf
HolckJagdrennen, einem Ausgleich II über 3650 mm die
Führung, dem ſich ein Jagdrennen ünd ein Hürdenrennen
für Dreijährige angliedern. Jn den folgenden Flach
rennen kommen auch neben den 3 j. u. ält. Pferden die
Zweißährigen zur Geltung. Am Sonntag ſteht im Gegen
ſſatz zum erſten Tage im Preis won Altefeld ein Steher
rennen auf der Flachbahn mit 2100 m an der Spitze. Die

übrige Verteilung der Rennen bewegt ſich in dem gleichen
Rahmen, ſo daß der Beſuch beider Tage der Sportgemeinde
wiel Abwechſehung bringen wird.

Biern. (Ein Herz Und eine Seele.) Die Deutſchna
tionale Volkspartei, der Landbund und der Stahlhelm ha
ben eine gemeinſame Verſammlung abgehalten, in der
Baron von Alvensleben für die Deutſchnationale
Volkspartei warb. Hier wieder ein Beweis, daß der
Stahlhelm ein Anhängſel der Deutſchnationalen iſt. Der
deutſchnationale Baron iſt der Meinung, daß eine Eini
gung der Parteien auf nationaler Baſis uns außen
politiſch worwärts bringen könnte. Verzeihung, Herr Ba
ron, wollen Sie uns ſagen, welche Erfolge die Rechtsre
gierung in der Außenpolitik. aufzuweiſen hat? Keine!
Die deutſchnationale Regierung hat im Ausland keine
gute Note.

Bezirk Halle.
Fünf Jahre republikaniſche Studentenarbeit.

in Jena unter dem Eindruck des Mordes an Walther
Rathenau das Kartell republikaniſcher Studenten Deutſch
lands und Oeſterreichs gegründet wurde. Es waren da
mals ganz wenige, die den Mut aufbrachten, den Kampf
gegen die Reaktion und den Antſſſemitismus, als deren
Bollwerke damals gerade unſere Hochſchulen galten, be
wüußt aufzunehmen. Eine Anſumme ſtagatsbürgerlicher
Erziehungsarbeit, die zwar zumeiſt der breiten Oeffent
lichkeit micht bekannt wurde, deren geiſtiger Ertrag jedoch
nicht hoch genug bewertet werden kann, iſt ſeitd
Deutſchlands hohen Schulen gelei

Heute die varteivoölkiſche Orientierur eutſchen
dentenſchaſt und damit der
den Kampf gegen Andersd
mitteln führte, zurückgedrängt iſt, ſo gebührt dies Ver
dienſt wor allem der beſonnenen und zielbewußten Arbeit
der republikaniſchen Studenten, deren Kartell heute in
mehr als 70 Ortsgruppen viele Tauſende deutſcher und
öſterreichiſcher Studenten umfaßt

Aus dieſem Anlaß fand am Sonnabend, den 25. Jult,
eine ſchlichte und ſehr würdige Feier der Jenenſer repu
blikaniſchen Studenten ſtatt, an der auch Abordnungen der
henachbarten mitteldeutſchen republihaniſchen Studenten
bünde aus Halle und Leipzig teilnahmen. Jm Mittelpunkt
des Abends ſtand die von Rezitationen und Muſikvor
trägen umrahmte Gedächtnisrede des Kartelleiters Reg.
Ref. Walker Kolb, der mit einer Rückſchau über die ge
leiſtete Arbeit eine Betrachtung der gegenwärtigen Si
kugtion in der deutſchen Studentenſchaft verband und
daraus die notwendigen Schlüſſe auf die weitere ſtaats
hürgerliche Erziehungsarbeit an der akademiſchen Jugend
zog. Das ſtarke Gelöbnis zu der Jdee des ſozialen Volks
ſtagtes und zum Schutz ſeiner Symbole, das in der engen
Verbundenheit zwiſchen republikaniſchen Studenten und
freiheitlichem Volk ſich auswirken ſoll, war der Widerhall
jener von ſtarkem politiſchen Tatwillen getragenen
Kundgebung

Zum Reichsſchulgeſetzentwurf. e
Von Richard Keilholß, Lehrer,

Bad Schmiedeberg (Beg. Halle)
Ein Verſuch, die geſetzliche Grundlage der deutſchen

Volksſchule einheitlich für das geſamte Reichsgebiet zu

S

werfaſſuung in Kraft getreten iſt. Zahlreiche Verſuche ſind
ſchon früher im kaiſerlichen Deutſchland und im könig
lichen Preußen geſcheitert, und nach Lage der Dinge iſt
anzunehmen und zu hoffen, daß auch dieſer neueſte Ver
ſſuch ein Verſuch bleiben wird. Denn der neue Geſetzent
würf wegelt zwar die geſetzliche Grundlage für das geſamte
Reichsgebiet, bringt aber keine einheitliche deutſche Volks
ſchule, ſondern gerade das Gegenteil. Er zerſchlägt alle
Anſätze zu einer nationalen Einheitsſchule und liefert die
deutſche Volksſchule, die doch in jahrhundertelanger Ent
wicklung eine öffentliche Veranſtaltung des Staates ge
worden iſt, den Religions- und Weltanſchauungsgemein
ſchaften aus.

Wer nicht Fachmann iſt, wird beim Dürchleſen der
20 Paragraphen des neuen Reichsſchulgeſetzentwurfs ſeine
zerſtörende Wirkung für die deutſche Schule nicht über
blicken können. Die einzige Gefahr die worläufig beſteht,
iſt daß durch Ankenntnis oder Gleichgültigkeit der Eltern
dieſer Geſetzentwurf angenommen werden könnte Der
Gefahr zu begegnen, ſollen dieſe Ausführungen beitragen.

Nach Artikel 146 Abſ. 1 der Reichsverfaſſung ſoll
Liſte einheitliche Gemeinſchaſts (Simultan) Schule die

Halle. Jn dieſen Tagen ſind fünf Jahre verfloſſen, ſeit
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enkende mit brutalen Gewalt
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gung des Willens der Erziehungsberechtigten“ iſt Oder
gibt es in Deutſchland auch Gemeinden in denen alle Ge
imeindeglieder einmütig beieinander ſind

Dieſe Stichproben dürften genügen, um das Inter

eng

Regelſchule für das ganze deutſche Volk ſein. Erſt in
Abſ. 2 dieſes Artikels igwie
lungen das unſelige Kompromiß geſchloſſen worden das
denjenigen Eigenbrödlern, die abſolut die Einheitsſchule
nicht wollen, eine beſondere Schulart Zzugeſteht. Der menteſte
Reichsſchulgeſetzentwurf läßt nun den 1. Abſatz des Arti
kels 146 einfach außer Betracht und macht die im 2. Abſatz
gewährten Sonderſchulen zur Regel. Als Jongleurkunſt
ſtück iſt das eine ganz anerkennenswerte Leiſtung; aber
als ein Verſuch, damit die Entwicklung der deutſchen
Volksſchule für Jahrzehnte im Geiſte katholiſcher Abge
ſchloſſenheit oder Konſervativer Rüchwärtsbewegung feſt
zulegen, muß dieſer Geſetzentwurf zurückgewieſen werden.

Er muß durch den Widerſtand und die Entrüſtung aller
wirklich vaterländiſch Geſinnten zum Scheitern gebracht

werden, genau ſo, wie jeder Verſuch eines Konkordats
durch den geſunden proteſtantiſchen Geiſt. Bei unſerer
politiſchen und religiöſen Zerriſſenheit es gibt in
Deutſchland über 500 Religions und Weltanſchguungs
gemeinſchaften dürfte uns ein bißchen Einheitlichkeit
im Schulweſen notwendiger ſein als die Förderung des
Auseinanderſtrebens durch ein beſonderes Schülgeſetz. Wir
brauchen keine Kirchenſchulen, wir brauchen keine welt
lichen Schulen, wir brauchen keine Sektenſchulen, in de
nen die Gegenſätze von Jugend auf eingeimpft werden,

ſondern
wir brauchen eine einheitliche Staatsſchule,

in der nach pädagogiſchen Grundſätzen auf religiös-ſitt
licher Grundlage die Jugend zu brauchbaren Gliedern der
menſchlichen Geſellſchaft erzogen wird. Jm Religions
oder Weltanſchauungsunterricht der Einheitsſchitle iſt
reichlich Gelegenheit gegeben, den werſchiedenen Roeligions
und Weltanſchauungsgemeinſchaften gerecht zu werden.
Den Eltern ſteht es dann ſrei, ihre Kinder am Religions
oder Weltanſchauungsunterricht teilnehmen zu laſſen
oder nicht.

IJn der Begründung des neuen Geſetzentwurfs heißt
es, daß „der leitende Gedanke die Berückſichtigung des Wil
lens der Erziehungsberechtigten“ ſei. An der allgemeinen
waterländiſchen Jdee muß die Freiheit der Eltern eine
Grenze finden, ſonſt wird die Freiheit zur Zügelloſigkeit.
Und das geſteht ja der neue Geſetzentwurf auch etwas ver
ſchämt ſelber ein. Wenn nämlich Vater und Mutter nicht
einig werden, in welche Schule ſie ihre Kinder ſchichen

ſollen und das ſoll ſchon öfter worgekommen ſein
dann hört mit einem Male die geprieſene „Berückſichti
gung des Willens der Erziehungsberechtigten“ auf, dann
Hentſcheidet nach S 7 des Entwurfs das Vormundſchafts
gericht.WUeberhaupt nicht abzuſehen wären die finangiellen
Wirkungen Wenn drei verſchiedene Schularten (Gemein

ſchafts, Bekenntnis und wieltliche Schule) gleichberech
igt nebeneinander ſtehen ſollen, wie es der Entwurf wor
ſieht, dann werden Uunweigerlich die Anhänger der ver
ſchiedenen Schularten für ihre Kinder auch ihre Schulee Alſo getrennte Schulen, getrennte Lehrmittel,

Spielplätze, getrennte Schulvorſtände, getrennt
lungen uſw. Was helfen beſchränkende Bed er wone der leitende Gedanke die Berückſichti

an dem gegenwärtigen Verſuch eines
Schulgeſetzes geweckt zu haben. Die Deutſchnationale
Volkspartei und das Zentrum haben ſich für den Ent

wurf feſtgelegt, die Deutſche Volkspartei hat ſich Be
wegungsfreiheit geſichert.

Daß die gegenwärtigen Oppoſitionsparteien dieſes
Schulzertrümmerungsgeſetz ablehnen, iſt eine Selbſtver
ſtändlichkeit. Holland hat durch ſein Schulgeſetz vom Jahre
1920 ſeine einheitliche öffentliche Schule gerſchlagen. Dort
haben alle kirchlichen Grüppchen und Sekten ihre Sonder
ſchulen erhalten, weil die Sozialdemokratie am kleiner

Vorteile willen die Größe der Gefahr nicht ſehen wollte.
Heute iſt dem holländiſchen Volke längſt die Binde von
den Augen genommen. Nur ein unverdächtiger Zeuge:
„Der Standard“, das Hauptblatt der ſtrengkirchlichen
AntiRevolutionären Partei, ſchrieb ſchon 1924: „Jn den
letzten Jahren ſind Schulen errichtet worden, die nicht zu
kommen brauchten. Es haben ſich Zerſſphitterungsneigungen
gezeigt, die wir nicht allein als ſchädlich für den Unter
richt erachten, ſondern die wir auch bedauern im Hinblick
auf den Volksgeiſt. Wir wünſchen nicht, daß unſere Nation
in Atome auseinanderfällt.“ Wir wollen es auch nicht.
Das holländiſche Beiſpiel ſei allen Eltern Warnung, die
nationale Forderung „Ein Volk, eine Schüle“ zu Grabe
tragen zu laſſen!

Wer hat bezahlt?
Halle. Auf der am 22. Mai in Halle abgehaltenen

Vertretertagung des Wahlkreisverbandes würde u. a.
auch nachſtehender Beſchluß angenommen:

An den Wahlkreisverband führt jede Ortsgruppe
einſchließlich der vom Wahlkreisverband an die
Hauptleitung zu zahlenden Kopfſteüer für jedes
eingeſchriebene Mitglied vierteljährlich 50 Pfg. ab.
Die erſte Vierteljahresrate iſt ſofort für das lau
fende Quartal fällig.

Jhren Verpflichtungen nachgekommen ſind bisher Naum-
bürg, Bitterfeld, Weißenfels, Zörbig, Herzberg, Hett-

ſtedt und Ammendorf.
Die ſäumigen Gruppen werden hiermit ſehr dringend

an die Abführung der fälligen Beträge erinnert. Sie ſind
an das Bankhaus L. Schönlicht, Halle (Saale), Poſtſtraße,
Poſtſcheckkonto Leipzig Nr. 9923 einzuſchicken.

Halle. Die Vorſtände der Kreisvereine unſeres Wahl
kreis verbandes erhalten durch die Poſt ein vertrauliches
Ründſchreiben, in dem ſie Richtlinien für die Vorberei
tung und Durchführung einer Feier des Geburtstages
des Herrn Reichspräſidenten finden.

eſſe der Elternſchaft

b

t xiſt nach langwierigen Verhand
Halle. Unſere Verfaſſungsfeier ſindet am Sonn

abend, den 13. Auguſt, nachmittags 4 Ahr im Neumarkt
Schützenhaus ſtatt. Euterttskarten zum Preiſe von 60
(Kinder ſind frei) im Vorverkauf in der Steintorbuchhand

der Deutſchen Demokratiſchen Partei
am Sonnabend, den 13. Auguſt 4 Uhr

im Neumarkt Schützenhaus
Landtagsabgeordneter

S e e
lung von A. Simonſohn, Gr. Steinſtr. 5455, und in der
Parteigeſchäftsſtelle, Gr. Brauhausſtr. 30.

Wir bitten recht dringend darum, die Erwerbung der
Eintrittskarten nicht bis zur letzten Woche aufzuſchieben.

Für die Verlooſung erbitten wir Geſchenke und Spen
den, die auf Wunſch abgeholt werden.

D. D. P. Ortsgruppe Weißenfels. Montag, den
1. Auguſt abends 8 Uhr Monatsverſammlung im Säch
ſiſchen Hof Zahlreiches Erſcheinen erwünſcht.

Der Vorſtand.

Vorſicht Landwirte?
Während der Erntearbeit erhöhte Unfallgefahr.
Kaum haben die Erntearbeiten begonnen und ſchon

lieſt man in den Zeitungen von ſchweren land wirtſchaft
lichen Betriebsunfällen. Aus Dornitz bei Könnern wird
über den grauenhaften Tod eines Landarbeiters berich
tet. Er war mit dem Mähen von Getreide beſchäftigt.
Vor ſeiner Maſchine gingen junge, ſehr unruhige Pferde.
Als er abgeſtiegen war, um die Maſchine nachzuſehen,
zogen die Pferde plötzlich an. Der Arbeiter würde von
den Meſſern erfaßt und buchſtäblich zerſchnitten. Jnner
halb 10 Minuten war der Tod durch Verbluten einge
treten. Der ködliche Unfall wäre micht eingetreten, wenn

mit der notwendigen Vorſicht verfahren worden wäre. Be
ſonders gefährlich ſind immer die beſpannten Mäh-
maſchinen. Es iſt ſtreng verboten, ſich vor die Meſſer zu
ſtelben. Die Beſeitigung von Störungen, das Schmieren

der Maſchinen und albe ſonſtigen etwa erforderlichen Ver
vichtungen ſind wur won der Seite aus vorzunehmen. Das
Getriebe der Mähmaſchine ſiſt bei ſolchen Verrichtungen
ſowie auch beim An und Abſpannen der Zugtiere Und
während der Arbeitspauſe ſtets auszurücken. Das Ein
rücken darf erſt dann geſchehen, wenn der Lenker auf dem
Sitz ſeinen Platz eingenommen Und die Zügel in die Hand
genommen hat, um mit dem Mähen zu beginnen.

Der größte Teil der Unfälle würde ſich vermeiden
laſſen, wenn die Anfallverhütungsvorſchriften der land
wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft endlich beachtet wür
den. Jeder Bekriebsunternehmer iſt im Beſitze der Un
fallverhütungsvorſchriften. Er ſiſt im Jntereſſe ſeiner
Arbeitnehmer werpflichtet, dieſe nicht nur ſelbſt zu be
achten, ſondern ſie ſienen Arbeitern immer Und immer
wieder bekanntzugeben.

Vor Beginn der Erntearbeiten muß geprüft werden,
ob ſich die Maſchinen und Geräte in einem gebrauchs
fähigen Zuſtande befinden und ob die vorgeſchriebenen
Schutzvorrichtungen vorhanden ſind. Die zum Betrieb ge
hörigen Scheunen, Kornböden und alle ſonſtigen bau
lichen Anlagen und Einrichtungen ſind nachzuprüfen, ob
ſie ſich im betriebsſicheren Zuſtande befinden. Dadurch,
daß Tore, Leitern, Treppen, Treppenöffnungen, Luken,
Bodenbelag uſw. ſich nicht in den nach den Anfallver
hütungsvorſchriften vorgeſchriebenen Zuſtande befinden,
ereignen ſich viele ſchwere, ſogar tödliche Unfälle.

Auch in der Handhabung der Senſen, Heugabeln uſw.
iſt heſondere Vorſicht an Platze. Beim Tragen von Sen
ſſen won und nach der Arbeitsſtätte muß die Klinge der
ganzen Länge nach mit einer die Schneide vollſtändig be
deckenden und über die Spitze hinausragenden Verklei
dung verſehen oder durch Umwickeln geſchützt werden.
Stechende und ſchneidende Geräte wie Senſen, Gabeln
alber Art, Beile, Hacken uſw. ſind bei der Beförderung
auf Wagen und bei Nichtbenutzung an der Gebräuchs
ſtätte ſo feſtzuſtechen oder zu verwahren, daß Verletzun
gen verhindert werden.

Beſonders ſchwere Unfälle ereignen ſich auch beim
Aufläden von Getreide durch Herunterſallen der auf dem
Wagen befindlichen Perſonen infolge plötzlichen Anzie
hens der Pferde. Ein Vorrücken der Wagen darf nicht er
folgen, ohne daß den auf den Wagen befindlichen Per-
ſonen rechtzeitig ein Zeichen gegeben wird.

Das Sitzenbleiben auf dem hochbeladenen Wagen auf
der Heimfährt iſt mit größten Gefahren verbunden Bei
Ueberfahren von Hinderniſſen oder Vertiefungen werden
viele Arbeiter von dem Wagen heruntergeſchleudert und
oft tödlich verletzt. Vor jedem unnötigen Aufenthalt auf
dem hochbeladenen Erntewagen während der Fahrt muß
deshalb dringend gewarnt werden. Streng verboten iſt
es, ſich während der Fahrt auf die Deichſel, den Lang
baum, die Wage, die Schere oder den Karrenbaum zu

J ren körperlichen Schaden

ſetzen oder zu ſtellen. Das Auf und Abſteigen wom 9
werk während der Fahrt iſt gleichfalls verboten. N
einem Notfalle darf das fahrende Fuhrwerk von
hinteren Teil, alſo hinter den Rädern, verlaſſen we

Kinder ſind zu geſahrvollen Arbeiten überhaupt
zu verwenden.

Jeder Anfall muß innerhalb 3 Tagen bei den
ſtändigen Sektion der landwärtſchaftlichen Berufsg
ſenſchaft (Landratsamt) gemeldet werden, damit fü
fortige ärztliche Behandlung und nähere Feſtſtellune
Unfalles Sorge getragen werden kann. Jn jedem
triebe iſt das Halten von keimfreien Verbandszeu
empfehlen. Die in den Gemeinden tätigen Geme
ſchweſtern und Mitglieder der Sanitätskolonnen ſind
fern ein Arzt nicht ſofort zur Verfügung ſtehht, zu be
richtigen, damit den Verletzten ſchnellſtens nach dem
fall die erſte Hilfe zuteil werden kann.

Es würde im Rahmen dieſer Ausführungen zu
führen, wenn alle Einzelheiten, wodurch Unfälle ve
dert werden können, ausgeführt würden. Jeder in
Landwirtſchaft tätige Arbeiter kann ſich ſelbſt vor

oder tödlichen Verletzu
ſchützen, wenn er die in den Anfallverhütungsvorſchr
ausgeſprochenen Verbote in ſeinem perſönlichen Jnk
und im Intereſſe ſeiner Familie auf das Gewiſſenha
beächtet und bei der Arbeit die größte Vorſicht anwe
Geſchieht das, ſo wird die Zahl der Unfäble mit der
geringer werden.

Soziales
Die Bevölkerung in den einzelnen Wirtſchaftszweigen

Mehr als 10 Prozent in der Metallinduſtrie,
Die neueſten Veröffentlichungen über die Ergeb

der Volks Berufs und Betriebszählung beziehen ſich
die Verteilung der Bevölkerung auf die einzelnen V
ſſchaftszweige. Dabei zeigt ſich die überragende Bedeut
der Metallinduſtrie. Faſt 11 Prozent der geſamten d
ſchen Bevölkerung oder mehr als ein Viertel der deutſ
Jnduſtriebevölkerung gehören den verſchiedenen Zwe
der Metallinduſtrie an, von denen der Maſchinenbau,
Großeiſeninduſtrie und die Herſtellung von Eiſen

Stahlwaren neben der elektrotechniſchen Induſtrie
wichtigſte zu nennen ſind. Zum Baugewerbe gehören
Prozent der Geſamtbevölkerung und es folgt das Be
dungsgewerbe mit 3,9 Prozent.

Zu der eigentlichen Landwirtſchaft gehören r
1358 Millionen Perſonen oder 21,9 Prozent der geſan
Reichsbevölkerung. Der Wirtſchaftszweig der Landw

ſchaft iſt deshalb iim Rahmen der geſamten Wirtſchaft
weitaus größte in ſich geſchloſſene Wirtſchaftszweig. S
Handel und Gewerbe zählen über 10 Millionen Perſo
Als wichtigſter Zweig des Handelsgewerbes iſt

„Warenhandel zu nennen, zu dem allein 6 v. H. der Rei
bevölkerung gehören. Der Zzweit wichtigſte Zweig,

„Bank und Börſenweſen, umfaßt rund 400 000 Ber
Zugehörige. Jnnerhalb des Verkehrsweſens ſtehen mäl
lich die Verkehrseinrichtungen des Reiches an der Sy
Auf ſie entfallen zuſammen 5, 1 Prozent der Bevölkern
Jn der Verwaltung und in den freien Berufen wer
124 Millionen Perſonen der Reichs, Landes und
meindeverwaltung gezählt und auf das Bildungs

„Erziehungsweſen entfallen 771 000 Perſonen.
Jntereſſant iſt noch der Anteil der Direktoren

der ſonſtigen leitenden Beamten. Er iſt naturgemäß
den Jnduſtriezweigen beſonders hoch, in denen der Gr
betrieb vorherrſcht. So entfallen bei den Selbſtändi
auf die Gruppe der Direktoren in den Waſſer, Gas
Elektrigitätswerken 91,1 Prozent, im Bergbau 80,8
zent, in der Eiſen und Metallgewinnung 43,8. Pro
in der chemiſchen Jnduſtrie 34,4 Prozent. Der Anteil
Selbſtändigen an der Geſammtzahl der Erwerbstäti
weiſt in den einzelnen Wirtſchaftsgruppen große Verſe
denheit auf. Der Anteil ſchwankt zwiſchen 38,7 Pro
in Bekleidungsgewerben und 0,3 Prozent im Bergbau.

Fremde Sprachen in den Reichsminiſteri
Jm Reichsminiſterialblatt werden die Richtlinien über

fremdſprachliche Fortbildung der Beamten in den Reichsm
ſterien bekanntgegeben. Danach wird die beſſere Ausbild
der an der Sachbearbeitung beteiligten Beamten in frem
Sprachen, namentlich in Franzöſiſch und Engliſch als ein di
gendes Bedürfnis der Reichsverwaltung betont. Von den
niſterialreferenten wird erwartet, daß ſie franzöſiſche und e
liſche Texte im laufenden Dienſte leſen und bearbeiten könn
Darüber hinaus iſt es notwendig, daß erheblich mehr R
renten als bisher in der Lage ſind, ſich in der fremden Sp
che mühelos und korrekt zu unterhalten. und zu verhaände
Von der Einrichung amtlicher Kurſe wird einſtweilen abg
hen. Den Beamten wird aber dringend empfohlen, ſich in e
ſprechender Weiſe fortzubilden. Zuſchüſſe zu den Koſten
fremdſprachlichen Anterrichtes können gewährt werden, eb
falls können höheren Beamten, falls ſie ihren Erholung
laub zum Aufenthalt im Auslande und zur Fortbildung in
Sprache dieſes Landes benutzen wollen, ein Reiſeſtipendi
bewilligt werden. Um für die Zukunft den Miniſterien ſpri
kundlichen Beamtennachwuchs zuzuführen, ſoll in geeigne
Weiſe bekannt gegeben werden, daß für den Eintritt in
Miniſterialdienſt Sprachenkenntnis ſehr erwünſcht iſt, und
Anwärter mit dieſen Kenntniſſen bei gleicher Eignu
anderen Anwärtern vorgezogen werden.

BrfeenMagdeburg. S. Jhre Vermutungen können rich
ſein. Die deutſchnationale „Tageszeitung“ ſchrieb in ih
Nummer wom 2. Juli, daß Bürgermeiſter Paul, Bau
Göſtſſich, Stadtrat Dr. Arnold und Prof. Dr. Nor
mann der Rechtsfrakk tion naheſtehen. Was d
Blatt über die Demokraten behauptet, iſt un richtig

Z. K. Sie können mich täglich bis 1 Uhr in der C
ſchäftsſtelle Breiteweg 139 140 ſprechen. L. M
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